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Präambel1 
 
Die Basis für die Erarbeitung der ressortübergreifenden Sozialraumorientierung in Spandau ist das "Handbuch 
zur Sozialraumorientierung – Grundlagen der integrierten Stadt(teil)entwicklung Berlin", das der Senat von Berlin 
am 24.11.2009 als zentrales Element der Rahmenstrategie Soziale Stadtentwicklung beschlossen hat. 
Das Handbuch beschreibt folgende handlungsleitende Merkmale2:  

• die Chancengleichheit für alle Bewohnerinnen und Bewohner mit spezifisch auf deren Lebensraum  
zugeschnittenen Maßnahmen fördern, 

• die Fähigkeiten und das Engagement der Bewohnerinnen und Bewohner und die in den Lebensräumen 
vorhandenen Potenziale aktivieren und nutzen, 

• die Ressourcen und Potenziale der Verwaltung in ihrer Wirksamkeit durch verbesserte Koordination, 
Kooperation und Kommunikation verstärken. 

Die Sozialraumorientierung versteht sich als Struktur- und Handlungskonzept, welches Stadtteile durch die inte-
grierte Zusammenarbeit sowie unter Einbeziehung lokaler Interessengruppen und lokaler Akteure als Planungs- 
und Gestaltungsraum begreift3. 

Als Strukturkonzept bedeutet dies 
• Ressourcen und Potenziale des Stadtteils zu erkennen. 
• Stadtteile als Ebene zur Steuerung der Ressourcen zu nutzen. 
• Arbeitsweisen aufgabenspezifisch raumorientiert auszurichten. 
• Strukturen und Verfahren für sozialräumliche Kooperationen zu gestalten. 

Als Handlungskonzept bedeutet dies 
• Bedürfnisse und Potenziale der Menschen im Stadtteil zu berücksichtigen. 
• Menschen bei der Aktivierung ihrer Ressourcen zu unterstützen. 
• Planungen, Projekte, Aktivitäten im Dialog zu erarbeiten. 
• Verantwortung für fach- und ressortübergreifende Abstimmung zu übernehmen. 

 
Der Bericht zur Umsetzung der Sozialraumorientierung in Berlin vom 02.10.2012 hebt den Mehrwert der Sozial-
raumorientierung unter folgenden drei Aspekten hervor: 

Informationsgewinn: 
• besseres und beständiges Wissen über die Probleme, Bedarfe und Potenziale der (unterschiedlichen) 

Stadtteile - darunter Erkennen neuer Chancen (z. B. Partner im Stadtteil)  
Effizienzgewinn:  

• fachübergreifender Austausch und Bündelung der Ressourcen führt zu mehr Effizienz  
• sozialraumorientierte Strukturen / Arbeitsweisen sichern Kontinuität  
• ehrenamtliche Arbeit erhält dauerhaft verlässliche Ansprechpartner  
• bessere Planungsgrundlage auch für die Städtebauförderung 

Transparenzgewinn:  
• Rückkopplung Politik – Verwaltung – Bürgerinnen und Bürger wird verbessert  
• Verwaltungsentscheidungen werden für Bürgerinnen und Bürger transparenter  

 
 
 

1Ergänzt durch Bezirksamt Spandau von Berlin, Organisationseinheit Qualitätsentwicklung, Planung und Koordination 
2 Senatsverwaltung für Stadtentwicklung: Handbuch zur Sozialraumorientierung – Grundlagen der integrierten Stadt(teil)entwicklung Berlin, Ergebnisbericht 
2009, S. 9 
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Das Rahmenkonzept „Sozialraumorientierung in Spandau - Stadtteilkoordination“ ist eine integrierte Spandauer 
Strategie, die in einem großen Beteiligungsverfahren erarbeitete wurde und die drei Säulen der „Sozialraumorien-
tierten Planungskoordination“ berücksichtigt. Der Begriff der Stadtteilkoordination in Spandau beinhaltet sowohl 
die Bezirks- und Datenkoordination als auch die Stadtteilkoordination4.  
Ermöglicht wurde dieses Spandauer Vorgehen durch den Netzwerkfond der Sozialen Stadt.  

Die Organisationseinheit Qualitätsentwicklung, Planung und Koordination hat als öffentlicher Träger im Jahr 2015 
die Notwendigkeit gesehen, das Projekt „Netzwerk Stadtteilarbeit – Gemeinsam für ein nachbarschaftliches 
Spandau“ mit dem Ziel zu beantragen, eine abgestimmte Gesamtstrategie für das Handlungsfeld Nachbarschaft 
auf lokaler Stadtteilebene und bezirklicher Verwaltungsebene zu erarbeiten, um Ressourcen zu bündeln, Syner-
gien zu nutzen und Lücken zu schließen, so dass vor allem Menschen mit eingeschränkten Teilhabechancen 
besser erreicht werden. Die Ausgangslage 2015 machte deutlich, dass der Bezirk Spandau vielfältige Stadttei-
leinrichtungen mit Angeboten für jegliche Zielgruppen in den Bereichen Beratung, Freizeit und Betreuung bietet. 
Die einzelnen Stadtteilarbeitseinrichtungen befinden sich jedoch in verschiedenen fachlichen Zuständigkeiten, so 
dass die einzelnen Fachabteilungen die Angebotsbereitstellung bislang unabhängig voneinander organisieren 
und auch eine fachliche Vernetzung auf lokaler Ebene nicht immer gewährleitstet wird. 

Das Projektvorhaben wurde in fünf Sitzungen der AG Stabile Kieze vorgestellt und weiterentwickelt. Am 
25.6.2015 wurden in der erweiterten Ämterrunde (Soziale Stadt-Runde) die Empfehlungen für die Anmeldung der 
Projekte im Netzwerkfonds PJ 2016 ausgesprochen und am 07.07.2015 in der AG Stabile Kieze bestätigt. Im 
September 2015 wurde auf der Sitzung der AG Stabile Kieze (mit: Jugendamt, Sozialamt, Planung und Koordi-
nierung, Amt für Weiterbildung und Kultur, FB Stadtplanung) die Aufgabenstellung für den zu beauftragenden 
externen Dienstleister erarbeitet und konkretisiert. 

Von August 2016 bis Dezember 2018 hat der externe Dienstleister Inpolis Urbanism GmbH den Prozess der 
Sozialraumorientierung in Spandau im Rahmen des „Netzwerk Stadtteilarbeit – gemeinsam für ein nachbar-
schaftliches Spandau“ organisiert, moderiert, inhaltlich begleitet, evaluiert und als Rahmenkonzept verschriftlicht.  

Für das Rahmenkonzept „Sozialraumorientierung in Spandau – Stadtteilkoordination“ wurde die Förderkulisse 
Aktionsraum Spandau-Mitte untersucht. Da Sozialraumorientierung ein Struktur- und Handlungskonzept ist, wel-
ches gesamtbezirklich wirken soll, ist eine Ausweitung des Rahmenkonzeptes für die Fortschreibung 2019/20 
vorgesehen. 

Bei dem vorliegenden Rahmenkonzept handelt es sich um den ersten Arbeitsentwurf Stand Dezember 2018, der 
insbesondere die bezirkliche sowie die lokale Stadtteilkoordination fokussiert. Dazu haben umfangreiche Ab-
stimmungsprozesse und Diskussionen in verschiedenen Akteursrunden, u.a. im Bereich der Bedarfe und Begriff-
lichkeiten stattgefunden. Ebenfalls wurde geprüft und erarbeitet inwieweit Stadtteilkoordination an vorhandene, 
bereits ähnliche koordinations- und vernetzungsaufgabenwahrnehmende bezirkliche Fachämter sowie Institutio-
nen im Stadtteil angebunden und wie diese ggf. hierzu weiterentwickelt werden können.  

Durch das Projekt „Stadtteilarbeit – gemeinsam für ein nachbarschaftliches Spandau“ wurde ein fachämter- und 
trägerübergreifendes gemeinsames bezirkliches Verständnis für die Notwendigkeit der systematischen Bearbei-
tung des Themas „Sozialraumorientierung in Spandau“ geschaffen. Des Weiteren hat das Projekt zu einer breiten 
ämter- und trägerübergreifenden Akzeptanz für neue Strukturen auf lokaler Stadtteilebene sowie Verwaltungs-
ebene beigetragen, so dass erste Schritte für die Implementierung von lokalen und bezirklichen Stadtteilkoordina-
tionen in 2019 getan werden. Mit dem Projekt wurde die Grundlage für die zukünftigen Weiterentwicklungen im 
Bereich der „Sozialraumorientierten Planungskoordination“ gelegt. Weitere Themen im Zusammenhang mit die-
ser sind u.a. die Bürgerbeteiligung, die Bündelung von bestimmten Fördermitteln etc. 

3 Senatsverwaltung für Stadtentwicklung: Handbuch zur Sozialraumorientierung – Grundlagen der integrierten Stadt(teil)entwicklung Berlin, Ergebnisbericht 
2009, vgl. S. 6 - 11 
4 Senatsverwaltung für Stadtentwicklung: Handbuch zur Sozialraumorientierung – Grundlagen der integrierten Stadt(teil)entwicklung Berlin, Ergebnisbericht 
2009, vgl. S. 50 
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1. Ausgangslage  
1.1. Gebietskulisse 

Der Aktionsraum Spandau-Mitte umfasst die Bezirksregionen (BZR) Falkenhagener Feld, Spandau Mitte, Heer-
straße Nord und Wilhelmstadt mit den dazugehörigen 22 Planungsräumen, einschließlich des zur Bezirksregion 
Brunsbütteler Damm gehörenden Planungsraums Magistratsweg. 
Dem Aktionsraum kommt im Zuge der strukturellen Neuausrichtung der Berliner Stadtentwicklung durch 
die "Rahmenstrategie Soziale Stadtentwicklung" eine besondere Rolle zu. In ihm sollen durch verbesserte Ver-
netzung, Kommunikation und Koordinierung urbane Problemfelder schneller und präziser identifiziert und  
Lösungswege auf fachübergreifender Basis mit allen Beteiligten gefunden werden. Der Aktionsraum Spandau-
Mitte hat somit eine Vorbildfunktion für den Gesamtbezirk Spandau.   

1.2. Bevölkerung 

Bevölkerungszusammensetzung5  
Bevölkerungsgruppe  Anzahl Anteil im Aktionsraum 

Spandau-Mitte (%) 
Babys und Kleinkinder (0-<6 Jahre) 8.908 6 
Kinder (6 - <15 Jahre) 11.811 8 
Jugendliche (15 - <18 Jahre) 4.069 3 
Erwachsene (18 - <65 Jahre) 89.814 61 
Senioren (ab 65 Jahre)   32.177 22 
 
Im Aktionsraum Spandau-Mitte leben circa 147.00 Personen, mehr als 60% der Gesamtbevölkerung Spandaus.   
Die Bevölkerungszusammensetzung im Aktionsraum Spandau-Mitte ähnelt der Bevölkerungszusammensetzung 
Gesamt-Berlins. Auffällig ist der hohe Anteil (58,2%) von Kindern mit Migrationshintergrund (Berlin: 47,6%).  
 
Bevölkerungsprognose 20306  
Bevölkerungsgruppe  Anzahl 
Babys und Kleinkinder (0-<6 Jahre) +621 
Kinder (6 - <15 Jahre) +3.080 
Jugendliche (15 - <18 Jahre) +997 
Erwachsene (18 - <65 Jahre) +2.490 
Senioren (ab 65 Jahre)   +9.191 
 
Für den gesamten Bezirk Spandau wird ein Einwohnerzuwachs von 7,4% bis zum Jahr 2030 prognostiziert. Der 
Bevölkerungszuwachs zieht sich unterschiedlich stark durch die verschiedenen Altersgruppen. Auffällig ist insbe-
sondere der Zuwachs bei Kindern und Senioren. Bei letztgenannter Altersgruppe wird bei Personen über 80 
Jahren, den sogenannten Hochbetagten, der höchste Zuwachs erwartet. Bei der Altersgruppe der Erwachsenen 
wird für das Jahr 2030 eine Umverteilung prognostiziert. Während die Gruppe der 25-55-jährigen um 1.924 Per-
sonen abnehmen wird, nimmt die Zahl der sogenannten Jungsenioren (55- <65 Jahre) um 2.490 Personen deut-
lich zu.  
  

5 Quelle: Bezirksregionenprofile 2018 
6 Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg. Daten für Gesamtbezirk Spandau. Prognosedaten zum Aktionsraum nicht vorhanden, müsste m.E. geneuer 
dargestellt werden 
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1.3. Sozioökonomische Lage7  
 
Kernindikatoren8  
 Aktionsraum Spandau-Mitte  Berlin 
Anteil Arbeitslose nach SGB II und SGB III 
an Einwohnern im Alter 15 bis unter 65 
Jahre (%) 

11,8 7,9 

Anteil Arbeitslose nach SGB II und SGB III 
unter 25 Jahren an Einwohnern der Al-
tersgruppe⁶ (%) 

6,6 4,2 

Anteil Empfänger/-innen von Transferleis-
tungen (Personen in Bedarfsgemeinschaf-
ten) nach SGB II an Einwohnern im Alter 
unter 65 Jahre (%) 

31,3 19,0 

Anteil nicht erwerbsfähiger Empfänger/-
innen von Transferleistungen nach SGB II 
im Alter unter 15 Jahren an Einwohnern 
dieser Altersgruppe (%) 

50,6 32,1 

Anteil Empfänger/-innen von Grundsiche-
rung nach SGB XII im Alter von 65 Jahren 
und mehr an Einwohnern dieser Alters-
gruppe (%) 

5,3 5,3 

 
Der Aktionsraum Spandau-Mitte ist durch eine hohe Transferleistungsdichte gekennzeichnet. Jegliche Werte der 
Kernindikatoren im Aktionsraum, abgesehen vom Anteil der Empfänger/-innen von Grundsicherung nach SGB XII 
im Alter von 65 Jahren, liegen deutlich über dem Berliner Schnitt. Teilweise ist jedoch eine positive Dynamik zu 
verzeichnen. Der Anteil der Arbeitslosen und Langzeitarbeitslosen sank stärker als im Berliner Durchschnitt (Zeit-
raum 2014 zu 2012). Der Anteil der Transferleistungsbezieher sowie der Anteil der Transferbezieher unter 15 
Jahren stieg jedoch leicht an, während er im Berliner Durchschnitt zurück ging (Zeitraum 2014 zu 2012).  
 

1.4.  Stand der Stadtteilarbeit  

1.4.1. Verwaltungsebene  
Eine Vielzahl von bezirklichen Fachämtern ist in der Stadtteilarbeit im Aktionsraum involviert. Zu Ihnen gehören: 

- Amt für Soziales 
- Amt für Weiterbildung und Kultur 
- Gesundheitsamt 
- Jugendamt 
- Organisationeinheit Qualitätsentwicklung, Planung und Koordination (OE QPK) 
- Stadtentwicklungsamt 

Der Bezirk Spandau bietet vielfältige Stadtteileinrichtungen mit Angeboten für jegliche Zielgruppen in den Berei-
chen Beratung, Freizeit und Betreuung. Diese Vielzahl der Stadtteileinrichtungen, z.B. Stadtteilzentren, Familien-
zentren, Frauentreffpunkte, Kinder- und Jugendzentren, Seniorenbegegnungsstätten, Nachbarschaftszentren 
usw. werden auf der INSEK-Karte „Soziale Treffpunkte“ im Aktionsraum mit Stand von 2012 deutlich und wurden 
seither stetig erweitert. 

Die einzelnen Stadtteilarbeitseinrichtungen befinden sich in verschiedenen fachlichen Zuständigkeiten und unter-
scheiden sich hinsichtlich ihrer Rahmenbedingungen, finanziellen Ressourcen, inhaltlichen Ausrichtungen, Ziel-
gruppen sowie Herangehensweisen. 

7 Mehr Informationen zu den einzelnen Bezirksregionen in den Bezirksregionenprofilen Teil I - Kurzfassung im Anhang 
8 Quelle: Amt für Statistik Berlin-Brandenburg (2014), müsste m.E. genauer dargestellt werden 
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Daher organisieren die einzelnen Fachabteilungen und Stadtteilarbeitseinrichtungen die Betreuung „ihrer Ziel-
gruppen“ (Familien, Senioren, Jugendliche, Suchtkranke, etc.) bzw. die Angebotsbereitstellung meistens unab-
hängig voneinander.  

Die bezirklichen Fachämter führen Angebote der Stadtteilarbeit entweder selber aus oder vergeben diese an freie 
Träger. 

Als koordinierende Struktur hat sich die Arbeitsgruppe „AG Stabile Kieze“ seit 2013 etabliert. In regelmäßigem 
Turnus (circa sechsmal im Jahr) treffen sich auf Einladung und Koordination des Stadtentwicklungsamts die Lei-
tungen bzw. ihre Vertreter*Innen der Spandauer Bezirksämter für eine ressortübergreifende Information, Koope-
ration und Planungsabstimmung von investiven und soziokulturellen Maßnahmen.  

Seit 2016 hat die OE QPK im Rahmen des Projektes „Netzwerk Stadtteilarbeit – gemeinsam für ein nachbar-
schaftliches Spandau“ die Prozessverantwortung für das Rahmenkonzept „Sozialraumorientierung in Spandau - 
Stadtteilkoordination“ übernommen. Damit nehmen OE QPK und Stadtentwicklungsamt eine steuernde Funktion 
innerhalb der Verwaltung in Bezug auf die Sozialraumorientierung in Spandau ein.  

 

1.4.2. Bezirksregionsebene (BZR) 
Es sind zahlreiche Akteure im Bereich der Stadtteilarbeit im Aktionsraum aktiv. Neben verschiedenen lokalen 
Angeboten (ausgeführt von Bezirksamt und Trägerorganisationen), die je ihre Zielgruppen ansprechen, werden 
hier zielgruppenübergreifende Strukturen betrachtet.  
Zu den bedeutendsten koordinierenden Strukturen der Stadtteilarbeit zählten in den vergangenen Jahren die 
Quartiersmanagements (QMs). Gefördert durch das Städtebauförderungsprogramm „Soziale Stadt“ koordinieren 
sie die Vergabe der Fördermittel in diesem Programm, wirken vernetzend in ihrem jeweiligen Gebiet und haben 
die Aufgabe, die Bewohnerschaft zu aktivieren. Die Quartiersmanagements organisieren nicht nur die Einbindung 
der Bewohnerschaft bei der Umsetzung der städtebaulichen Maßnahmen, sondern binden im Sinne des integrier-
ten Handelns sowohl im Stadtteil wie auch innerhalb der Verwaltung Partner ein und lenken den Blick auf sozial-
räumliches Handeln.  
Grundlage der Arbeit der QMs sowie für die Umsetzung des Programms Soziale Stadt bilden Integrierte Hand-
lungs- und Entwicklungskonzepte (IHKEs), die alle zwei Jahre von den QMs zu aktualisieren sind.  
Derzeit existieren im Aktionsraum Spandau-Mitte die QM-Gebiete: 

• QM Heerstraße 
• QM Falkenhagener Feld Ost 
• QM Falkenhagener Feld West 
• QM Spandauer Neustadt 

Im Kontext der sozialraumorientierten Stadtentwicklung besitzen auch die Stadtteilzentren, sozialen Treffpunkte 
und lokale Stadtteilkoordinationen eine wichtige Funktion. Sie sind im Gegensatz zu den QMs in ihrem sozial-
räumlichen Wirken nicht so eingeschränkt. Stadtteilzentren und soziale Treffpunkte haben eine räumliche Aus-
stattung, die Begegnung und Beratung ermöglichen. Die Mitarbeiter*innenausstattung ist jedoch deutlich geringer 
als die der QMs. Im Spandauer Kontext (siehe Treffen der AG Stadtteilkoordination vom 09.05.2018)9 schaffen 
die Stadtteilzentren und sozialen Treffpunkte im Sinne der Gemeinwesenarbeit Begegnungsorte und Angebote 
der Stadtteilarbeit. Stadtteilzentren, sozialen Treffpunkte sowie lokale Stadtteilkoordinationen fördern Vernetzung 
und Kooperation der Trägerlandschaft auf BZR-Ebene und erfüllen eine Mittlerfunktion zwischen Akteurs- und 
Verwaltungsebene. 

9 s. Anhang: 6.2 Gegenüberstellung STZ und QMs 
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Derzeit existieren im Aktionsraum die folgenden bundes-, senats- und bezirksgeförderten Stadtteilzentren/ sozia-
len Treffpunkte/ lokalen Stadtteilkoordinationen:  

• Stadtteilzentrum Obstallee (Träger: Gemeinwesenverein Heerstraße Nord e.V.) 
• Stadtteilarbeit im Falkenhagener Feld (Ost) (Träger: sozial-kulturelles Netzwerk casa e.V.) 
• Nachbarschaftszentrum und Mehrgenerationenhaus* Paul-Schneider-Haus in Bezirksregion Spandau 

Mitte (Träger: Luther Gemeinde in Kooperation mit dem Gemeinwesenverein Haselhorst) 
• Stadtteilzentrum im Mehrgenerationenhaus der Paul-Gerhard Gemeinde im Falkenhagener Feld West 

(Träger: Paul-Gerhardt-Gemeinde) 
• Stadtteilkoordination Wilhelmstadt  

Eine koordinierende und vernetzende Funktion haben weiterhin die Stadtteilkonferenzen nach § 78 SGB VIII. Die 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die Bildung von Arbeitsgemeinschaften anstreben, in denen neben 
ihnen die anerkannten Träger der freien Jugendhilfe sowie die Träger geförderter Maßnahmen, also auch außer-
halb der Jugendhilfe, vertreten sind. In den Arbeitsgemeinschaften soll darauf hingewirkt werden, dass die ge-
planten Maßnahmen aufeinander abgestimmt werden und sich gegenseitig ergänzen. Im regelmäßigen Turnus 
treffen sich Akteure der Stadtteilarbeit auf Bezirksregionsebene um sich auszutauschen. Zurzeit finden im Akti-
onsraum folgende Stadtteilkonferenzen statt:    

• Stadtteilkonferenz Heerstraße Nord 
• Stadtteilkonferenz Falkenhagener Feld  
• Stadtteilkonferenz Spandau Mitte  
• Stadtteilkonferenz Wilhelmstadt  

Weitere Fördergebiete im Aktionsraum sind die Stadtumbau-Gebiete Brunsbütteler Damm/ Heerstraße und Fal-
kenhagener Feld im Rahmen des Programms Stadtumbau, sowie die Wilhelmstadt im Rahmen des Programms 
Aktive Zentren. Sowohl Aktive Zentren als auch Stadtumbau  sind Städtebauförderprogramme. Das Programm 
Aktive Zentren fokussiert sich neben der wirtschaftlichen auch auf die stadtstrukturelle Stärkung   (Förderung von 
sozialer und ethnischer Integration, Zugang zu Bildung, lebendiges Kulturleben, attraktiver öffentlicher Raum 
ausgewählter Geschäftsstraßen), das Programm Stadtumbau auf städtebauliche und infrastrukturelle Anpassun-
gen an den demographischen und wirtschaftlichen Wandel (soziale Infrastruktur, Grünflächen, Gestaltung des 
öffentlicher Raums).  

 

1.5. Herausforderungen der Stadtteilarbeit 

Im Aktionsraum Spandau-Mitte konzentrieren sich viele der sozialen Problemlagen des ohnehin schon stark 
belasteten Gesamtbezirks Spandau. Im Berliner Sozialindex, dem Messinstrument für die soziale und gesund-
heitliche Belastung der Berliner Bevölkerung, verzeichnet Spandau eine negative Dynamik und belegt den vor-
vorletzten Platz aller Berliner Bezirke. Gesamtbezirk als auch Aktionsraum sind geprägt von einfachen Wohnla-
gen, Arbeitslosigkeit, Transferleistungsbezug, überdurchschnittlichen Armutsrisikoquoten und niedrigen Einkom-
men10. Gleichzeitig verzeichnet der Bezirk hohe Zuzugsüberschüsse. Ein Trend der sich auch in den kommenden 
Jahren aufgrund der vielen Wohnungsbauprojekte im Umfeld11, aber auch durch den sich fortsetzenden Zuzug 
von sozial Schwächeren aus dem Berliner Innenstadtbereich fortsetzen wird12. Zum Bevölkerungswachstum 
kommt die sich verändernde Altersstruktur hinzu mit künftig weit höheren Anteilen von Kindern und Senioren 
(siehe 1.3). All diese Entwicklungen haben verstärkte bzw. veränderte Bedarfslagen der Stadtteilarbeit zur Folge.   
 

10 Quelle: Monitoring Soziale Stadtentwicklung Berlin 2017 
11 Quelle: Monitoring Soziale Stadtentwicklung Berlin 2017 
12 Quelle: Monitoring Soziale Stadtentwicklung Berlin 2017 
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Eine Vielzahl von Akteuren auf Verwaltungs- und Bezirksregionsebene (siehe 1.4) engagiert sich im Bereich der 
Stadtteilarbeit. Zwar stellen sie breiten Bevölkerungsgruppen vielfältige Angebote zur Verfügung, jedoch fällt es 
ihnen aufgrund folgender Herausforderungen schwer, eine bedarfsgerechte Versorgung mit Angeboten der Stadt-
teilarbeit für alle Bevölkerungsgruppen zu garantieren. Die Herausforderungen der Stadtteilarbeit im Aktionsraum 
wurden von Fachkräften im Rahmen der regionalen Vernetzungstreffen13 wie folgt benannt: 

• Optimierte einheitliche Koordination zwischen Verwaltungs- und Bezirksregionsebene  
• Verbesserte strukturierte Vernetzung zwischen Verwaltungs- und Bezirksregionsebene 
• Unterschiedliche Stadtteilarbeitsangebotsdichte in den einzelnen Bezirksregionen (teilweise Unterver-

sorgung und Angebotsdopplung) 
• Optimierte koordinierende Strukturen auf Bezirksregionsebene  
• Permanente Koordination zur Abstimmung der Stadtteilarbeitsangebote kann aufgrund von hohem Res-

sourcenaufwand nicht gewährleistet werden  
• Verbesserte strukturierte Angebots- und Bedarfserhebung auf Gesamtbezirks- und Bezirksregionsebene 
• Optimierter Gesamtüberblick der Verwaltungsebene über die Lage der Stadtteilarbeit im Aktionsraum 
• Verbesserte gemeinsame Angebotsplanung  

Diese Herausforderungen waren Handlungsanlass um auf Grundlage des Handbuchs zur Sozialraumorientierung 
(2009) für den Aktionsraum Spandau-Mitte ein Rahmenkonzept Stadtteilkoordination zu initiieren.  

13 Vgl. Seite 11 und 12 
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2. Prozess 
2.1. Ablauf 

 
Abb. 1 Schaubild Prozess  

 

Der Erarbeitungsprozess zum Rahmenkonzept Stadtteilkoordination Spandau wurde im Rahmen des Netz-
werkfondprojekts „Netzwerk Stadtteilarbeit“ (NESPA) bewusst partizipativ gestaltet. Lokale und überregionale 
Akteure der Stadtteilarbeit und deren Expertise wurden von Projektstart an eingebunden, um Qualität und Trag-
fähigkeit des Konzepts sicherzustellen.  
 
Hierzu wurden innerhalb zwölf lokaler Vernetzungstreffen in den vier Bezirksregionen Vertreter*innen freier und 
institutioneller Träger über den Prozess informiert und im Rahmen von Workshops in die Erarbeitung des Kon-
zeptes eingebunden.  
 
Eine Arbeitsgruppe (acht Termine) – bestehend aus Experten*innen der Stadtteil- und Gemeinwesenarbeit freier 
Träger, von Institutionen wie dem Verband für sozial-kulturelle Arbeit, dem Paritätischen Wohlfahrtsverband, 
Vertreter*innen der kleinen Liga und den Senatsverwaltungen für Stadtentwicklung und Wohnen und Integration, 
Arbeit und Soziales hat die Konzeption fachlich und inhaltlich miterarbeitet.  
 
Zudem wurde der Projektstand regelmäßig (sechs Termine) mit der Steuerungsrunde – Amtsleitungen der 
Fachämter – vorgestellt, diskutiert und weiterentwickelt.  
Das Rahmenkonzept wurde in drei ineinander übergehenden Projektphasen entwickelt:  
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Phase 1 (2016/2017) 
In der ersten Projektphase wurde durch Inpolis Urbanism GmbH zur Eruierung der Ausgangslage per Desk-
Research14 und Befragung von Stadtteilarbeitsakteuren15 (insbesondere lokale Trägerorganisationen, QM-
Vertreter*Innen, Vertreter*Innen der Bezirksämter) eine primäre Bedarfs- und Angebotserhebung der Stadtteilar-
beit vorgenommen.  Die Angebote wurden anschließend in eine Datenbank eingepflegt.  
Die ermittelten Bedarfe wiederum wurden in regionalen Vernetzungstreffen auf Bezirksregionsebene mit Stadt-
teilarbeitsakteuren bestätigt, negiert und erweitert, jedoch waren gerade die Ergebnisse der Befragung teilweise 
nicht repräsentativ. Als größte Herausforderung der Stadtteilarbeit zu einer bedarfsgerechten Angebotsversor-
gung aller Bevölkerungsgruppen stellte sich die weitläufig fehlende strukturierte, systematische Vernetzung und 
Austausch über Bedarfs- und Angebotslagen zwischen Stadtteil- und Verwaltungsebene heraus.  
Es wurde anschließend beschlossen ein „Rahmenkonzept Sozialraumorientierung in Spandau - Stadtteilkoordi-
nation“ zu erarbeiten, welches jene strukturierte, systematische Vernetzung durch die Einführung neuer Struktu-
ren beschreibt.  
 
Phase 2 (2017/2018) 
In der zweiten Projektphase wurden die Ergebnisse der Primärerhebung und der Vernetzungstreffen zuerst der 
„Arbeitsgruppe Rahmenkonzept Stadtteilkoordination“ (AG Rahmenkonzept), danach der Steuerungsrunde vor-
gestellt. Die AG Rahmenkonzept, auch Expertenrunde genannt, bestand aus Vertreter*innen der Träger der 
Gemeinwesen- und Stadtteilzentrenarbeit, dem Paritätischen Wohlfahrtsverband, dem Verband für sozial-
kulturelle Arbeit (VskA), der Arbeiterwohlfahrt (AWO), den QM-Gebietskoordinatoren und Vertreter*innen der 
kleinen LIGA16. Sie übernahm die Rolle der Impulsgeberin/Ratgeberin und erarbeitete unter anderem Begriffsde-
finitionen zur Stadtteilarbeit17. Die Steuerungsrunde, bestehend aus verschiedenen Fachamtsleitungen (Jugend-
amt, Amt für Soziales, Amt für Weiterbildung und Kultur, Stadtentwicklungsamt, Gesundheitsamt, OE QPK), 
brachte die Gesamtverwaltungssicht ein und erteilten die Zustimmung für die einzelnen Projektschritte.  
Der partizipative Prozess von Informationsgewinnung auf Bezirksregionsebene durch regionale Vernetzungstref-
fen, anschließender Diskussion innerhalb der Expertenrunde und finaler Bestätigung durch die Steuerungsrunde 
wurde auch für die folgenden Projektschritte wiederholt. Zunächst wurden für die strategische Ebene Leitbild und 
Ziele einer Stadtteilkoordination entwickelt. Hierfür wurden Leitbilder und Ziele der Stadtteilkoordination der Be-
zirke Mitte und Lichtenberg sowie relevante Auszüge aus dem Handbuch zur Sozialraumorientierung und dem 
Stadtteilzentrenvertrag Marzahn-Hellersdorf vergleichend vorgestellt, von der AG Rahmenkonzept diskutiert und 
dem Spandauer Kontext angepasst, und final durch die Steuerungsrunde bestätigt. Nach Leitbild- und Zielent-
wicklung wurde anschließend auf Basis der gleichen Dokumente und des gleichen Vorgangs für die operative 
Ebene Aufgabenverantwortlichkeiten und Maßnahmen der Lokale Stadtteilkoordination erarbeitet. Die Stadtteil-
arbeitsakteure wurden in einem Newsletter über den aktuellen Projektstand informiert. 
  
Phase 3 (2018) 
Die finale Projektphase umfasste Verschriftung der Ergebnisse in dem hier vorliegenden Dokument. Das Doku-
ment wurde in seinen verschiedenen Entwurfsphasen der Steuerungs- und der Expertenrunde zum Feedback 
vorgelegt. Änderungswünsche wurden eingepflegt und in Sitzungen mit den beiden Gremien final abgestimmt.   
Der gesamte Erarbeitungsprozess wurde zudem durch einen externen Dienstleister evaluiert.  
 

14 Auswertung von Sekundärdaten 
15 Stadtteilarbeitsakteure: Akteure, die Angebote der Stadtteilarbeit ausführen (bezirkliche Verwaltungen als auch Trägerorganisationen) 
16 Spitzenverbände der freien Wohlfahrtspflege 
17 Siehe Anlage  
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2.2 Kooperationspartner  

Die Kooperationspartner im Erarbeitungsprozess zum Rahmenkonzept Sozialraumorientierung in Spandau - 
Stadtteilkoordination sind:  

• Amt für Soziales Spandau  
• Amt für Weiterbildung und Kultur Spandau  
• Gesundheitsamt Spandau  
• Jugendamt Spandau 
• OE Qualitätsentwicklung, Planung und Koordination Spandau (QPK)  
• Paritätischer Wohlfahrtsverband 
• Senatsverwaltung für Integration, Arbeit und Soziales 
• Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen  
• Stadtentwicklungsamt Spandau 
• Träger der Stadtteilzentren Spandau 
• Träger der Quartiersmanagement-Gebiete 
• Verband für sozial-kulturelle Arbeit  
• Sprecher*innen der Kleinen LIGA 

 

2.3 Rahmenbedingungen 

Stadtteilkoordination ist ein Instrument des sozialraumorientierten Handelns im Sinne des Konzepts der Sozial-
raumorientierung (SRO). Sie wirkt sowohl lokal in den Bezirksregionen, als auch ämterübergreifend und fördert 
den Austausch zwischen lokaler Ebenen und Verwaltungsebene. Sozialraumorientiertes Handeln und Austausch 
der Ebenen wurden als Leitlinien einer Berliner Stadtentwicklungspolitik in Form von Senatsbeschlüssen18 festge-
legt.  Weitere wesentliche Rahmenbedingungen der Stadtteilkoordination sind im Handbuch zur Sozialraumorien-
tierung, dem Beschluss zum Infrastrukturförderprogramm Stadtteilzentren (IFP STZ) und dem Koalitionsvertrag 
beschrieben.  

Handbuch zur Sozialraumorientierung19 
Das "Handbuch zur Sozialraumorientierung – Grundlagen der integrierten Stadt(teil)entwicklung" (2009) ist ein 
zentrales Element der Rahmenstrategie Soziale Stadtentwicklung. Es repräsentiert die Implementierungsgrund-
lage der ressortübergreifenden Sozialraumorientierung. Im Handbuch wird verdeutlicht, dass sich die Einrichtung 
von lokalen Stadtteilkoordinationen als Methode auf alle Prognoseräume erstreckt und nicht lediglich auf beson-
ders benachteiligte Quartiere. Damit grenzt sich das Verfahren von den Quartiersmanagements des Programms 
"Soziale Stadt" ab.  
 
Infrastrukturförderprogramm Stadtteilzentren (IFP STZ)20 
Ziel des Infrastrukturförderprogramms Stadtteilzentren (2010) ist die kontinuierliche Weiterentwicklung der Stadt-
teilzentren, insbesondere zur Förderung des bürgerschaftlichen Engagements. Das Infrastrukturprogramm er-
möglicht eine garantierte finanzielle Unterstützung für sozialraumorientiertes Handeln für Stadtteilzentren, Nach-
barschaftshäuser, Nachbarschaftszentren und Selbsthilfekontaktstellen in allen Bezirken sowie von Projekten, die 
die fachlichen Entwicklungen in den Bereichen der Nachbarschaftsarbeit, Selbsthilfe und Engagement sowie 
Senior*innenund Menschen mit Behinderung unterstützen. 

 

18 Senatsbeschlüsse vom 07.11.2006 und 20.05.2008 

19 Quelle: Handbuch zur Sozialraumorientierung (2009)      

    https://www.stadtentwicklung.berlin.de/soziale_stadt/sozialraumorientierung/download/SFS_Handbuch_RZ_screen.pdf 

20 Quelle: https://www.berlin.de/lageso/soziales/zuwendung/infrastrukturfoerderprogramm-stadtteilzentren/ 
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Koalitionsvertrag 
Auch in der Koalitionsvereinbarung (2016) verpflichtet sich die die rot-rot-grüne Koalition zu einer Stärkung des 
sozialraumorientierten Verwaltungshandelns und für die weitere Förderung von fachlicher Begleitung und Weiter-
entwicklung gesamtstädtischer und sozialräumlicher Instrumente. Hierfür soll eine personelle und finanzielle 
Stärkung der Sozialraumorientierung, z.B. durch die Finanzierung der sozialräumlichen Planungskoordina-
tor*innen, sorgen. 

 
Bundesprogramm Mehrgenerationenhaus 
Am 1. Januar 2017 startete das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend das Bundespro-
gramm Mehrgenerationenhaus.  
Es löst das bis Ende 2016 laufende Aktionsprogramm Mehrgenerationenhäuser II ab.  
Zwei inhaltliche Schwerpunkte, in deren Rahmen die Häuser ihre Angebote bedarfsgerecht und möglichst flexibel 
gestalten, gibt das Bundesprogramm vor: die Gestaltung des demografischen Wandels (obligatorisch) und die 
Integration von Menschen mit Migrations- und Fluchtgeschichte (fakultativ). Darüber hinaus werden drei Quer-
schnittsziele verfolgt:  

• Generationenübergreifende Arbeit 
• Freiwilliges Engagement  
• Sozialraumorientierung 
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3. Strategische Ebene 
Die strategische Ebene beschreibt Visionen in Form eines Leitbilds und Ziele zur Erreichung einer bedarfsge-
rechten Versorgung mit Angeboten der Stadtteil- und Nachbarschaftsarbeit21 aller Bevölkerungsgruppen. Die 
strategische Ebene gibt den gebundenen Handlungsrahmen vor.  

 

3.1 Leitbild  

„In Spandau nehmen Menschen aus allen Bevölkerungsgruppen gleichberechtigt am Stadtleben teil. Stadtteilko-
ordination ist ein zentrales Instrument um die Lebensbedingungen aller Bewohner*innen zu verbessern und ihre 

soziale Teilhabe zu gewährleisten. Stadtteilkoordination schlägt Brücken zwischen der Bewohnerschaft, den 
Akteuren der Stadtteilarbeit und der Verwaltung“ 

 

3.2 Ziele 

I. Verbesserung der Qualität des Informations- und Wissensaustausches  
 

Stadtteilkoordination verbessert die Qualität des Informations- und Wissensaustausches zwischen22:  

• Akteuren auf Verwaltungsebene  
• Akteuren auf Bezirksregionsebene (Stadtteilarbeitsakteure) 
• Akteuren auf Verwaltungsebene und Akteuren auf Bezirksregionsebene (Stadtteilarbeitsakteu-

re) 
• bezirklicher Politik und Akteuren auf Verwaltungsebene 
• bezirklicher Politik und Akteuren auf Bezirksregionsebene (Stadtteilarbeitsakteure) 

 
II. Verbesserte gemeinsame Bedarfs- und Angebotserhebung und (Angebots)planung 

 
Stadtteilkoordination verbessert die gemeinsame Bedarfs- und Angebotserhebung und Angebotspla-
nung. Bedarfe und Angebote der Stadtteilarbeit werden gemeinsam auf Bezirksregionsebene erhoben 
und abgestimmt. Die Zusammenstellung und Aufbereitung erfolgt durch die Datenkoordination, die Aus-
wertung und Interpretation der erhobenen Daten erfolgt ämterübergreifend durch die entsprechenden 
Fachämter und führt zu einer gemeinsamen Angebotsplanung.   
 

III. Förderung und Stärkung des freiwilligen und zivilgesellschaftlichen Engagements  
 
Stadtteilkoordination fördert und stärkt freiwilliges und zivilgesellschaftliches Engagement 23 durch:  

• Stärkung und Förderung des freiwilligen Engagements  
• Verbesserung des Informationsangebots für Bürger*innen  
• Optimierung der Bürgerbeteiligung in Entscheidungs- und Koordinierungsprozessen  

 

 

21 Nachfolgend Stadtteilarbeit. Für Definition siehe Glossar  
22 Die Senatsebene wird in diesem Konzept nicht betrachtet  
23 Inkludiert alle Formen des freiwilligen Engagements (z.B. Ehrenämter) 
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4. Operative Ebene  
Die operative Ebene beschreibt die Operationalisierung der strategischen Ebene, d.h. die Implementierung der 
Ziele und Strategien in bestehende Strukturen, Prozesse und Aktivitäten sowie die konkrete Ausgestaltung und 
Umsetzung von praxisgerechten Maßnahmen innerhalb des gebundenen Handlungsrahmens. 

 

4.1 Struktur 

Um die Zielstellungen zu erreichen soll die Stadtteilkoordination sowohl auf bezirklicher Verwaltungsebene als 
auch innerhalb der Bezirksregionsebene wirken. Um dies zu gewährleisten ist die Stadtteilkoordination auf die 
Positionen der bezirklichen Stadtteilkoordination und Datenkoordination (Verwaltungsebene) sowie der lokalen 
Stadtteilkoordination (Bezirksregionsebene) aufgeteilt.  
 

 
Abb. 2: Schaubild Stadtteilkoordination 24 

 

5.1.2 Bezirkliche Stadtteilkoordination  
Verortung: 

• Verwaltungsebene; derzeit Teil der Organisationseinheit Qualitätsentwicklung, Planung und Koordinati-
on (OE QPK) der Abteilung Bauen, Planen und Gesundheit. 

• Langfristige Anbindung ist Teil der Fortschreibung 
 
Aufgaben:  

• Vernetzung Verwaltungsebene  
• Vernetzung Verwaltungsebene mit Bezirksregionsebene  
• Weiterleitung von Angebots- und Bedarfslagen   
• Einbeziehung Politik 

 

24 Bezirkliche Stadtteilkoordination und Lokale Stadtteilkoordination sind Arbeitsbegriffe. Mit Hinblick auf eine langfristige Finanzierung sollten Begrifflichkei-
ten überbezirklich abgestimmt werden  
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Eine detailliertere Beschreibung der Aufgaben und zugehörigen Maßnahmen der bezirklichen Stadtteilkoordinati-
on sowie ihr Zusammenwirken mit der Lokale Stadtteilkoordination wird im Abschnitt 5.2 zu den Maßnahmenpa-
keten und Maßnahmen beschrieben. 

Ausstattung: 
- 1 ½ perspektivisch 4 Stellen für bezirkliche Stadtteilkoordination im Bezirksamt 

o Prozesssteuerung  ½ Stelle perspektivisch 1 Stelle – Leitung 
o Operative Koordination und Planung/ Bürgerbeteiligung/ Bezirksregionenprofile – 1 Stelle;  

perspektivisch 3 Stellen 
 
Voraussetzung:  

- derzeit 1/2 Prozesssteuerung durch Fachbereiche Stadtplanung sowie OE QPK   
- Operative Koordination und Planung  Stellenausschreibung erforderlich (OE QPK) 

 

5.1.3 Datenkoordination  
Verortung: 

• Verwaltungsebene, derzeit Fachbereich Stadtplanung (Bau 2 Stapl A 8) 
• Langfristige Anbindung ist Teil der Fortschreibung 

Aufgaben:  
• Mitwirkung an der Erstellung von Bezirksregionsprofilen 
• Aufbau und Pflege einer bezirklichen Datenbank 
• Gesamtkoordination und Verwaltung des bezirklichen PRISMA-Datenpools 
• Wahrnehmung einer Servicefunktion für PRISMA (Beratung, Analyse, Auswertungen) 
• Servicestelle für Anfragen aus Verwaltung und Politik (Karten, Statistiken, Diagramme) 

 
Eine detailliertere Beschreibung der Aufgaben ist Teil der Fortschreibung. 
 
Ausstattung: 

• eine halbe Stelle für den gesamten Bezirk; perspektivisch 3 Stellen 
 
Voraussetzung:  

• die Stelle ist seit dem 01.04.2018 besetzt 
 
 

5.1.4 Lokale Stadtteilkoordination  

Verortung: 
• Bezirksregionsebene; Anbindung an Stadtteilzentren25 der Bezirksregionen, da Aufgabenprofile von lo-

kaler Stadtteilkoordination und Stadtteilzentren in vielen Aspekten deckungsgleich sind26.  

 
Aufgaben  

• Vernetzung Bezirksregionsebene27  
• Vernetzung Bezirksregionsebene mit Verwaltungsebene 
• Erhebung von Angebots- und Bedarfslagen (Bezirksregionsebene)  
• Aktivierung, Begleitung und Unterstützung von Bürger*innenbeteiligung 

25 Oder vergleichbare Einrichtungen wie Nachbarschaftszentren etc. 
26 Siehe Protokoll Expertenrunde „AG Rahmenkonzept“ vom 09.05.2018 – siehe Anlage 
27 Die Zusammenarbeit von Stadtteilarbeitskoordination  
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Die lokale Stadtteilkoordination soll durch eine lokal agierende Trägerorganisation eines Stadtteilzentrums über-
nommen werden. Eine detailliertere Beschreibung der Aufgaben und zugehörigen Maßnahmen der lokalen Stadt-
teilkoordination sowie ihr Zusammenwirken mit der bezirklichen Stadtteilkoordination wird im Abschnitt 5.2 zu den 
Maßnahmenpaketen und Maßnahmen beschrieben. 
Die Aufgaben und zugehörigen Maßnahmen der lokalen Stadtteilkoordination (beschrieben in Abschnitt 5.2.) 
stellen die Gesamtheit aller möglichen Aufgaben und Maßnahmen der lokalen Stadtteilkoordination dar. Welche 
Aufgaben und Maßnahmen die lokale Stadtteilkoordination in ihrer jeweiligen Bezirksregion übernimmt, ist ab-
hängig von den existierenden Strukturen der Bezirksregion. Um Doppelstrukturen zu vermeiden, ist es notwendig 
individuelle, schriftliche Vereinbarungen mit den weiteren Stadtteilarbeitsakteuren (inklusive QMs, aktive Zentren, 
etc.) als Regelung von Zusammenarbeit, Schnittstellen und Aufgabentrennungen zu schließen. Die Inhalte der 
Vereinbarungen werden zuvor in einem inhaltlichen Abstimmungsprozess mit den relevanten Stadtteilarbeitsak-
teuren partnerschaftlich besprochen.  
 
Ausstattung: 

- Ausstattung der lokalen Stadtteilkoordination pro Bezirksregion abhängig von in der BZR existierenden 
Strukturen (siehe Voraussetzungen) 
 

Voraussetzung:  
• Lokale Gegebenheiten in den BZR bspw. QM-Gebiete, Stadtteilzentren, andere Förderkulissen 
• Enge Anbindung, Kooperation und Zusammenarbeit an und mit Stadtteilzentrum oder sozialen Treff-

punkt ggf. Aufbau eines sozialen Treffpunktes 
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4.2 Maßnahmenpakete und Maßnahmen 
 

 
Abb. 3: Übersicht Maßnahmenpakete und Maßnahmen 

 

 

Aktivierung, Begleitung und Unterstützung 
von Bürger*innenbeteiligung 

Lokale Stadtteilkoordination 
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5.2.1 Bezirkliche Stadtteilkoordination 
 

Maßnahmenpaket I: Vernetzung Verwaltungsebene 
Assoziierte Ziele • Verbesserung der Qualität des Informations- und Wissensaustausches  

• Verbesserte gemeinsame Bedarfs- und Angebotserhebung und (Angebots)-planung 
Maßnahme Beschreibung Voraussetzungen  Evaluation  
Teilnahme und Berichterstattung  
„AG Stabile Kieze“ 

Die bezirkliche Stadtteilkoordination nimmt regelmäßig an der 
„AG Stabile Kieze“ teil und erstattet ihr Bericht. Die Berichter-
stattung umfasst die wichtigsten Neuigkeiten aus den Berei-
chen Bedarfe und Angebote der Bezirksregionen. Durch die 
aktive Teilnahme an der fachämterübergreifenden „AG Stabile 
Kieze“ trägt die bezirkliche Stadtteilkoordination zum Zielfin-
dungsprozess zwischen den Fachämtern für die integrierte 
Entwicklung der Bezirksregionen mit Rücksicht auf die ge-
samtbezirkliche Entwicklung bei. Dies inkludiert die Mitver-
antwortlichkeit der bezirklichen Stadtteilkoordination bei der 
Organisation und Koordination verwaltungsinterner ämter-
übergreifender Zusammenarbeit bei planerischen und umset-
zungsbezogenen Verwaltungsaufgaben (z.B. Vergabe von 
Netzwerkfondprojekten). Somit wird ein kontinuierlicher Infor-
mations- und Wissensaustausch über Angebots- und Bedarfs-
lagen, sowie eine frühzeitige und gemeinsame Abstimmung 
der Planungen der Fachämter gewährleistet.  

• Stadtteilkoordination als Tagesord-
nungspunkt „AG Stabile Kieze“  
 

 

Initiierung von ämterübergreifenden 
thematischen- oder anlassbezogenen 
Steuerungsrunden   

Die bezirkliche Stadtteilkoordination initiiert ämterübergreifen-
de thematische Steuerungsrunden zu Themen und Anlässen, 
welche im Rahmen der „AG Stabile Kieze“ nicht besprochen 
werden können. Einige Themen und Anlässe sind nur für 
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bestimmte Teile der „AG Stabile Kieze“ von Belang und bzw. 
oder würden den zeitlichen Rahmen des Formats sprengen.  
Die bezirkliche Stadtteilkoordination bringt zielgerichtet die für 
das Thema oder Anlass relevanten Vertreter*innen der 
Fachämter in Steuerungsrunden zusammen. Die ämterüber-
greifenden thematischen- oder anlassbezogenen Steuerungs-
runden sind ein weiteres Instrument zur gemeinsamen Ange-
botsplanung.  

Initiierung von ämterübergreifenden 
Konzepten und Projekten 

Die bezirkliche Stadtteilkoordination initiiert durch ihre Einbin-
dung in die Verwaltungsebene ämterübergreifende Konzepte 
und gegebenenfalls Projekte. Handlungsanlässe für die Kon-
zept- und Projektinitiierung sind das Wissen der bezirklichen 
Stadtteilkoordination über die Bedarfs- und Angebotslagen 
der Bezirksregionen (durch Austausch mit lokalen Stadtteilko-
ordinationen), und ihre Mitwirkung an der „AG Stabile Kieze“ 
und den ämterübergreifenden thematischen- oder anlassbe-
zogenen Steuerungsrunden.    

  

Maßnahmenpaket II: Vernetzung Verwaltungsebene mit Bezirksregionsebene 
Assoziierte Ziele • Verbesserung der Qualität des Informations- und Wissensaustausches  

• Verbesserte gemeinsame Bedarfs- und Angebotserhebung und (Angebots)-planung 
Maßnahme Beschreibung Voraussetzungen  Evaluation  
Einrichtung und Leitung Austausch-
runde mit lokaler  
Stadtteilkoordination28 

Die bezirkliche Stadtteilkoordination etabliert regelmäßige 
Treffen mit den lokalen Stadtteilkoordinationen ihrer entspre-
chenden Bezirksregionen. Bei Bedarf können weitere Akteure 
der Stadtteilarbeit (z.B. QMs) hinzugezogen werden. Mögliche 
Tagesordnungspunkte auf den Austauschrunden sind: 

1. Bericht aus den Bezirksregionen 

• Einrichtung der Austauschrunden 
 

 

• 28 Bedarfe werden entweder thematisch oder nach Zielgruppen genannt um Trägervorteilsnahme vorzubeugen; Bei den Austauschrunden ist die Anwesenheit eines Datenkoordinators vorgesehen. Der Datenkoordinator soll, wenn 
möglich, Bedarfe mit Zahlen unterlegen bzw. bezieht Aufträge aus der Besprechungsrunde. 
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o Neue Angebote der Stadtteilarbeit  
o Entwicklungen, Bedarfe, Problemlagen und 

Ressourcen 
2. Information über stadtteilarbeitsrelevanten Entschei-

dungen der Verwaltungsebene bspw. durch bezirks-
regionenspezifische Newsletter 

3. Weiteres  
Die Austauchrunde dient somit dem beidseitigen Informa-
tions- und Wissensaustausch und ist Grundlage einer ge-
meinsamen Planung.   

Kontaktperson für die lokalen Stadt-
teilkoordinationen 

Die bezirkliche Stadtteilkoordination ist bei Bedarf auch au-
ßerhalb der Austauschrunden für die lokalen Stadtteilkoordi-
nationen ihrer Bezirksregionen erreichbar. Dies bietet der 
bezirklichen Stadtteilkoordination die Möglichkeit verschiede-
ne Anliegen (potentielle Neuprojekte, Projektausgestaltung, 
Kooperationsanliegen) mit den lokalen Stadtteilkoordinationen 
zu erörtern, welche im Rahmen der regelmäßigen Austausch-
runden mit den lokalen Stadtteilkoordinationen nicht bearbei-
tet werden können. Die Anliegen der lokalen Stadtteilkoordi-
nationen sind Ausgangspunkt für die bezirkliche Stadtteilko-
ordination, um den Informations- und Wissensaustausch 
zwischen Verwaltungsebene und Bezirksregionsebene quali-
tativ zu gestalten.   
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 Maßnahmenpaket III: Weiterleitung von Angebots- und Bedarfslagen  
Assoziierte Ziele • Verbesserung der Qualität des Informations- und Wissensaustausches  

• Verbesserte gemeinsame Bedarfs- und Angebotserhebung und (Angebots)-planung 
Maßnahme Beschreibung Voraussetzungen    
Zusammenführen von 
Stadtteilarbeitsangebotslisten 

Die bezirkliche Stadtteilkoordination führt die Angebotslisten 
der einzelnen Bezirksregionen in ein Gesamtdokument zu-
sammen.   

• Stadtteilarbeitsangebotslisten auf 
Ebene der Bezirksregionen 

 

Auswertung strukturierte Sachbe-
richterstattung der Lokale Stadtteil-
koordination 

Der lokalen Stadtteilkoordination obliegt eine regelmäßige, 
schriftliche Berichterstellung gegenüber der bezirklichen 
Stadtteilkoordination in Form eines standardisierten Sachbe-
richtes. Die Sachberichterstellung soll Informationen über die 
Entwicklungen, Bedarfe, Problemlagen und Ressourcen der 
einzelnen Bezirksregionen geben. Die Auswertung der Sach-
berichte und Weiterleitung an entsprechende Fachstellen 
übernimmt die bezirkliche Stadtteilkoordination.  

  

Unterstützung Datenkoordination Die bezirkliche Stadtteilkoordination unterstützt durch die 
Bereitstellung der in den verschiedenen Bezirksregionen 
erhobenen Daten zu Angebots- und Bedarfslagen (aus Stadt-
teilarbeitsangebotsliste und Sachberichterstattung der lokalen 
Stadtteilkoordination)  die Arbeit der bezirklichen Datenkoor-
dination. Die Daten können von der Datenkoordination be-
nutzt werden für: 

• Erstellung der Bezirksregionsprofile  
• Auswertung der Angebots- und Bedarfslagen in Ver-

bindung mit statistischen Daten (z.B. Bevölkerungs-
daten)  

Nach Auswertung durch Datenkoordination und Interpretation 
durch die Fachämter können die Daten für die gemeinsame 
Angebotsplanung verwendet werden.  

  

Stand: Dezember 2018          23  



  
  
 

Maßnahmenpaket IV: Einbeziehung Politik 

Assoziierte Ziele • Verbesserung der Qualität des Informations- und Wissensaustausches  
• Verbesserte gemeinsame Bedarfs- und Angebotserhebung und (Angebots)-planung 

Maßnahme Beschreibung Voraussetzungen  Evaluation  
Berichterstattung BVV-Ausschüsse Die bezirkliche Stadtteilkoordination informiert bei Bedarf in 

relevanten BVV-Ausschüssen über Entwicklungen in den 
Bezirksregionen.   

• Einladung der bezirklichen Stadtteil-
koordination in relevante  
BVV- Ausschüsse  

 

„Beratung des Dezernenten“ Die bezirkliche Stadtteilkoordination liefert der politischen 
Leitung Beratung. Deshalb ist bei Bedarf eine Rückkopplung 
zur politischen Ebene erforderlich (Berichterstattung an Be-
zirksbürgermeister*in, Bezirksstadträte).   
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5.2.2 Lokale Stadtteilkoordination 
 

Maßnahmenpaket I: Vernetzung Bezirksregionsebene  
Assoziierte Ziele • Verbesserung der Qualität des Informations- und Wissensaustausches  

• Verbesserte gemeinsame Bedarfs- und Angebotserhebung und (Angebots)-planung 
Maßnahme Beschreibung Voraussetzungen  Evaluation  
Teilnahme bzw. Etablierung an/von 
Stadtteilkonferenzen 

Die lokale Stadtteilkoordination nimmt an den regelmäßigen Stadt-
teilkonferenzen ihrer Bezirksregion teil und wenn sinnvoll und mög-
lich wirbt um weitere aktive Teilnehmer. Die Lokale Stadtteilkoordina-
tion soll den Grad der lokalen Vernetzung erhöhen und über Ent-
scheidungen der Verwaltungsebene informieren.                  

• Einrichtung von Stadt-
teilkonferenzen (in Be-
zirksregionen ohne 
Stadtteilkonferenz) 
 

Teilnahme an Stadt-
teilkonferenzen 

Kontaktperson institutionelle Stadt-
teilakteure 

Die lokale Stadtteilkoordination ist Anlaufstelle für verschiedene An-
liegen (potentielle Neuprojekte, Projektausgestaltung, Kooperations-
anliegen) der institutionellen Stadtteilakteure der jeweiligen Bezirks-
region, welche im Rahmen der Stadtteilkonferenzen nicht erörtert 
werden können. Die Anliegen der institutionellen Stadtteilakteure sind 
Ausgangspunkt für den Austausch über die Belange vor Ort und die 
Abstimmung von Maßnahmen und Projekten, um vertiefte Vernet-
zung und Kooperation auf Bezirksregionsebene zu ermöglichen. 

  

Teilnahme Veranstaltungen mit Stadt-
teilarbeitsbezug 

Die lokale Stadtteilkoordination nimmt an verschiedenen Veranstal-
tungen (Austauschrunden, Informationsveranstaltungen etc.) teil, um 
die Vernetzung von Akteuren auf Bezirksregionsebene zu ermögli-
chen. 

 Teilnahme 
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Maßnahmenpaket II: Vernetzung Bezirksregionsebene mit Verwaltungsebene  
Assoziierte Ziele • Verbesserung der Qualität des Informations- und Wissensaustausches  

• Verbesserte gemeinsame Bedarfs- und Angebotserhebung und (Angebots)-planung 
Maßnahme Beschreibung Voraussetzungen  Evaluation  
Teilnahme Austauschrunde mit be-
zirklicher Stadtteilkoordination 

Die lokale Stadtteilkoordination nimmt an regelmäßigen Runden mit 
der bezirklichen Stadtteilkoordination teil. Die lokale Stadtteilkoordi-
nation berichtet der bezirklichen Stadtteilkoordination, die auf Be-
zirksregionsebene diskutierten Themen (Entwicklungen, Bedarfe, 
Problemlagen und Ressourcen) sowie lokale Angebote der Stadtteil-
arbeit. Im Gegenzug wird die lokale Stadtteilkoordination von der 
bezirklichen Stadtteilkoordination über bezirkliche Verwaltungsent-
scheidungen unterrichtet.  

• Einrichtung der regel-
mäßigen Runden zwi-
schen bezirklicher 
Stadtteilkoordination 
und Lokale Stadtteil-
koordination  

Teilnahme an den regelmä-
ßigen Runden mit der be-
zirklichen Stadtteilkoordina-
tion 

Rückkopplung bezirklicher Verwal-
tungsentscheidungen  

Die lokale Stadtteilkoordination unterrichtet auf den verschiedenen 
Veranstaltungen mit Stadtteilarbeitsbezug (z.B. Stadtteilkonferenzen) 
über die Entscheidungen der bezirklichen Verwaltung.  

  

Maßnahmenpaket III: Erhebung von Angebots- und Bedarfslagen (Bezirksregionsebene) 
Assoziierte Ziele • Verbesserung der Qualität des Informations- und Wissensaustausches  

• Verbesserte gemeinsame Bedarfs- und Angebotserhebung und (Angebots)-planung 
Maßnahme Beschreibung Voraussetzungen  Evaluation  
Erstellen und Führen Stadtteilarbeits-
angebotsliste   

Die lokale Stadtteilkoordination erstellt eine Liste, die Angebote der 
Stadtteilarbeit der jeweiligen Bezirksregion umfasst. Diese Liste wird 
regelmäßig aktualisiert, um den aktuellen Angebotszustand der Be-
zirksregionen darstellen zu können. Quellen zur Listenerstellung sind 
unter anderem die Stadtteilkonferenzen und der weitere Kontakt mit 
institutionellen Stadtteilakteuren. Vorhandene Listen anderer Stadt-
teilarbeitsakteure (z.B. QMs) werden eingepflegt. Die Liste wird der 
bezirklichen Lokale Stadtteilkoordination gesendet und anderen 
Stadtteilarbeitsakteuren zur Verfügung gestellt. 

 Durch bezirkliche Stadtteil-
koordination (Senden der 
Angebotsliste an bezirkliche 
Stadtteilkoordination) 
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Strukturierter Sachbericht über Be-
darfslagen  

Die lokale Stadtteilkoordination erstellt einen kurzen, strukturierten 
Sachbericht über die Bedarfslagen der Bezirksregion. Die Informatio-
nen über die Entwicklungen, Bedarfe, Problemlagen und Ressourcen 
der einzelnen Bezirksregionen werden in den Veranstaltungen mit 
Stadtteilarbeitsbezug (inkl. Stadtteilkonferenzen, ggf. Teilnahme an 
IHEK-Workshops), der Bürgerbefragung und dem Austausch mit den 
institutionellen Stadtteilakteuren gewonnen. 
Bevor der strukturierte Sachbericht zu den Bedarfslagen an die be-
zirkliche Stadtteilkoordination gesendet wird, soll der Sachbericht in 
der Stadtteilkonferenz abgestimmt werden. 

Erstellung einer Vorlage zur 
Sachberichterstattung 

Durch bezirkliche Stadtteil-
koordination (Senden der 
Sachberichterstattung an 
bezirkliche Stadtteilkoordi-
nation) 

Initiierung Bürgerbefragung Die lokale Stadtteilkoordination soll Bürgerbefragungen initiieren, um 
Bedarfslagen auf Bezirksregionsebene zu eruieren und zu qualifizie-
ren. Die lokale Stadtteilkoordination muss die Bürgerbefragung nicht 
selbst durchführen und kann diese extern vergeben.  

  

Maßnahmenpaket IV:  Aktivierung des zivilgesellschaftlichen Prozesses/Fördern der Bürgerbeteiligung    
Assoziierte Ziele • Förderung und Stärkung des freiwilligen und zivilgesellschaftlichen Engagements  
Maßnahme Beschreibung Voraussetzungen  Evaluation  
Initiierung und Organisation Beteili-
gungsprozesse 

Die lokale Stadtteilkoordination unterstützt die Beteiligung der Bür-
ger*innen und weiteren zivilgesellschaftlichen Akteuren sowie Akteure 
am Meinungsbildungsprozess zur Gestaltung der Bezirksregionen. Die 
Beteiligungsprozesse müssen nicht unbedingt durch die lokale Stadt-
teilkoordination selbst durchführt werden. Die lokale Stadtteilkoordina-
tion gewährleistet aber die Rückkopplung der Beteiligungsergebnisse 
in die bezirkliche Ebene. 

  

Vergabe des Stadtteilbudgets29 Die Lokale Stadtteilkoordination ist verantwortlich für die Vergabe des 
Stadtteilbudgets. Mit dem Stadtteilbudget, auch „Kiezfond“ genannt, 
sollen Projekte des bürgerschaftlichen Engagements (Bewohnergrup-

• Einrichtung Stadtteil-
budget 

• (Auswahl Jury) 

Nachweis Vergabe Stadt-
teilbudget (Teil der 
Sachberichterstattung 

29 Beispiel Bezirk Mitte: jährlich 5.000 Euro je Stadtteil / Bezirksregion; Förderung von Aktionen bis 500 Euro 
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pen und lokale Initiativen) in und für die Bezirksregion gefördert wer-
den. Das Stadtteilbudget dient der Finanzierung von Sachmitteln für 
kurzfristige und schnell sichtbare Aktionen in der Bezirksregion. Die 
lokale Stadtteilkoordination organisiert das Verfahren, die Auswahl der 
Projekte obliegt der Lokale Stadtteilkoordination oder einer Jury, die 
sich aus engagierten Personen des Stadtteils bzw. der Bezirksregion 
zusammensetzt.   

 gegenüber bezirklicher 
Stadtteilkoordination) 

Öffentlichkeitsarbeit Die lokale Stadtteilkoordination kommuniziert über ihre Kanäle relevan-
te Informationen, wie z.B. bestehende und neue Angebote der Stadt-
teilarbeit, Entscheidungen bezirklicher Fachämter an direkt und indirekt 
an die Bürger*innen.   

  

Förderung und Stärkung des freiwilli-
gen Engagements  

Die Lokale Stadtteilkoordination stärkt und fördert freiwilliges Engage-
ment in den Bezirksregionen. Die Förderung und Stärkung kann durch 
die Vergabe des Stadtteilbudgets, der Kommunikation bestehender 
Strukturen und Angebote zum freiwilligen Engagement oder der Ver-
netzung von Stadtteilarbeitsakteuren erfolgen.    
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5. Nachhaltigkeit  
 

5.1 Finanzierung 

Die Finanzierung der Stadtteilkoordination (bezirkliche Stadtteilkoordination, Datenkoordination, lokale Stadtteil-
koordination) soll sichergestellt werden durch: 

• Kurzfristig: bezirkliche Stadtteilkoordination + Datenkoordination sozialisiert über Abteilung Bauen, Pla-
nen und Gesundheit; Lokale Stadtteilkoordination sozialisiert über Organisationseinheit für Qualitätsent-
wicklung, Planung und Koordination (OE QPK)  

• Mittelfristig: sozialisiert durch Bezirksamt Spandau  
• Langfristig:  sozialisiert über Senatsverwaltung für Stadtentwicklung und Wohnen   

 
 

5.2 Evaluation30   

Die Stadtteilkoordination wird sowohl auf ihrer strategischen als auch auf ihrer operativen Ebene evaluiert. Zur 
Evaluierung der strategischen Ebene wird geprüft inwieweit die Ziele der Stadtteilkoordination (siehe 4.2) erreicht 
wurden.  Die Evaluierung der operativen Ebene erfolgt über die Evaluation der zu den Aufgaben der Stadtteilko-
ordination zugehörigen Maßnahmen (siehe 5.3).  

 

5.3 Fortschreibung  
Das Rahmenkonzept wird die ersten drei Jahre jährlich fortgeschrieben, da es sich bei diesem Rahmenkonzept 
Stand Dezember 2018 um einen ersten Arbeitsentwurf handelt, bei dem noch viele Bereiche sowohl inhaltlich als 
auch finanziell geklärt werden müssen. Der erster Arbeitsentwurf Stand Dezember 2018 wird in der AG Stabile 
Kieze Anfang 2019 vorgestellt. Nach Zustimmung durch die Teilnehmer*innen der AG wird eine BA-Vorlage for-
muliert, die eine Sozialisation der Sozialraumorientierung über das gesamte Bezirksamt anstrebt.  
 
Die Fortschreibung wird durch die OE QPK als prozessveranwortliche Stelle im Bezirk und durch einen externen 
Dienstleister übernommen. Der externe Dienstleister wird durch SRO-Mittel der Senatsverwaltung finanziert. 
Themen der Fortschreibung: 

• Finanzierung der Sozialraumorientierung in Spandau 
• Anbindung der bezirklichen Stadtteilkoordination sowie der Datenkoordination an welche bezirklichen 

Strukturen – OE Sozialraumorientierte Planungskoordination  
• Ggf. Erweiterung des Aufgabenprofils bezirkliche Stadtteilkoordination und Datenkoordination mit Erhö-

hung der Stellenanteile  
• Ggf. Erweiterung des Aufgabenprofils der lokalen Stadtteilkoordination bspw. Verwaltung der Stadtteil-

kasse mit Erhöhung des Stellenanteils 
• Beteiligungskonzept Spandau 

o Ggf. Stadtteilkasse 
• Bündelung bestimmter Fördermittel bspw. FEIN, BENN etc. im Bereich der Sozialraumorientierung 

 

30 Details zum Evaluationsprozess müssen noch festgelegt werden 
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6. Anhang 
6.1 Glossar  
Gemeinwesenarbeit  

Gemeinwesenarbeit ist eine sozialräumliche Strategie sozialer Arbeit im weitesten Sinne, die sich ganzheit-
lich auf den Stadtteil und nicht pädagogisch auf einzelne Individuen richtet. Sie arbeitet mit den Ressourcen 
des Stadtteils und seiner Bewohner*innen, um seine Defizite aufzuheben. Damit verändert sie allerdings 
auch die Lebensverhältnisse und Handlungsspielräume der Bewohner*innen. Es geht ihr um die Lebensver-
hältnisse, Lebensformen und Lebenszusammenhänge der Menschen, auch so, wie diese sie selbst sehen. 
Das Arbeitsprinzip Gemeinwesenarbeit sieht seinen zentralen Aspekt in der Aktivierung der Menschen in ih-
rer Lebenswelt. Sie sollen zu Subjekten politisch aktiven Handelns und Lernens werden und zunehmend 
Kontrolle über ihre Lebensverhältnisse gewinnen. 
Dabei darf Gemeinwesenarbeit sich nicht auf die Unterstützung subjektiver Bewältigungsstrategien be-
schränken, sondern muss die Widersprüchlichkeit prekärer Lebensverhältnisse thematisieren und auf kollek-
tive Strategien der Bewältigung hinarbeiten. 
GWA ist eine professionelle Strategie, die systematisch und methodisch vorgeht und ihr Handeln jederzeit 
fachlich begründen kann. Dabei bedient sich Gemeinwesenarbeit unterschiedlicher Methoden aus der sozia-
len Arbeit (Beratung, Gruppenarbeit…), der Sozialforschung (aktivierende Befragung, Sozialraumanalyse...) 
und der Politik (Öffentlichkeitsarbeit, Bürgerversammlungen, Aktionen...) .Gemeinwesenarbeit kann aufgrund 
dieser methodischen Vielfalt auch viele Möglichkeiten für Teilhabe und partizipatives Handeln zur Verfügung 
stellen, von der aktivierenden Befragung bis hin zur widerständigen Aktion. 

(vgl. http://www.stadtteilarbeit.de/theoriegwa/grundlagen-gwa/359-chancen-gwa.html) 

Nachbarschaftsarbeit 

Ausgehend von einem Verständnis von Nachbarschaft als Beziehungsgeflecht in der räumlichen Nähe för-
dert Nachbarschaftsarbeit wohnortnahe Beziehungen durch freizeitorientierte, kulturelle und soziale Angebo-
te, Aktivitäten und Infrastrukturen.  Diese Angebote; Aktivitäten und Infrastrukturen können sowohl institutio-
neller (Kommunen, Wohlfahrtsverbänden, Gemeinden, Vereinen, Verbänden usw.) als auch informeller bzw. 
selbstorganisierter Art sein. Die räumliche Nähe ist unterschiedlich weit zu fassen. Sie variiert je nach den 
(sozial) räumlichen Begebenheiten wie z.B. Stadt und Land und nach dem Ziel des Nachbarschaftsprojektes. 
So kann räumliche Nähe ein Haus sein, ein Wohnblock oder gar mehrere Straßenzüge bis hin zum Stadtteil 
umfassen.  
 
(vgl. Scholl, Annette; Nachbarschaftsarbeit – die Bedeutung von Begegnung und Kontakt; KDA)  
 
Sozialraum 

Ein Sozialraum ist ein zusammenhängender Bereich, der von seiner Bevölkerung als Wohn- und Lebensort 
genutzt wird. Für Planungs- und Steuerungszwecke wurden für Berlin aus der Analyse der Lebenszusam-
menhänge der Wohnbevölkerung Sozialräume strukturell definiert. Diese wurden als „Lebensweltlich orien-
tierte Räume“ (LOR) einvernehmlich zwischen Senat und Bezirken festgelegt. 

Sozialraumorientierung 

Sozialraumorientierung ist eine neue Strategie, die von den Bedürfnissen und Ressourcen der Bewoh-
ner*innen eines Stadtteils ausgeht. Sozialraumorientierung verfolgt das Ziel, die besonderen Potenziale der 
unterschiedlichen Stadtteile zu stärken und Bürger*innen weiter zu befähigen, an der Stadtgesellschaft aktiv 
teilzuhaben. Sozialraumorientierung unterstützt die aktive Mitwirkung der Bürger*innen am Gestaltungspro-
zess im Stadtteil. Sie ist raumbezogen und fachübergreifend und vernetzt die Akteure von Verwaltung und 
Zivilgesellschaft. 

Stadtteilarbeit  
 
Stadtteilarbeit ist gemeinwesenorientierte, zielgruppen- und bereichsübergreifende soziale Arbeit. Sie trägt 
dazu bei, Lebensbedingungen so zu gestalten, dass Menschen entsprechend ihren Bedürfnissen im Stadtteil 
zufrieden(er) leben können. Stadtteilarbeit richtet sich nach den Interessen und Wünschen der Bewoh-
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ner*innen und organisiert kommunikationsfördernde, generationsübergreifende und integrierende Aktivitäten. 
Bedarfe von Gruppen, die häufig von Teilhabe ausgeschlossen sind, finden besondere Berücksichtigung. 
Soziale, kulturelle und gesundheitsfördernde Aktivitäten werden verknüpft. Hierfür stehen selbstverwaltete, 
gut erreichbare, barrierefreie, einladend gestaltete Räume zur Verfügung. Stadtteilarbeit bietet individuelle 
Hilfeleistung und Angebote der sozialen und kulturellen Daseinsvorsorge durch geeignete professionelle Un-
terstützung an oder vermittelt diese.  
Stadtteilarbeit schafft Netzwerke und koordiniert. Stadtteilarbeit bringt unverbundene Einrichtungen mitei-
nander in Kontakt. Verschiedene Handlungsbereiche werden ressortübergreifend (z.B. Wohnen, Gesundheit, 
Arbeit, Kultur, Bildung etc.) integriert gedacht und fachübergreifende Zusammenarbeit verschiedener Profes-
sionen, Institutionen, Ämter gefördert. Durch Stadtteilarbeit verbinden sich stadtplanerische Aktivitäten und 
Momente der professionellen Sozialplanung mit den vielfältigen Aktivitäten der Bewohner*innen. Dabei ist 
auch gesamtkommunales Denken und Handeln gefragt, denn Stadtteilarbeit und die Entwicklungen im Stadt-
teil stehen in Bezug zu bezirklichen, stadtweiten, gesamtgesellschaftlichen und auch internationalen Entwick-
lungen.  
Stadtteilarbeit ist partizipativ und freiwillig. Stadtteilarbeit arbeitet ressourcenorientiert, am Willen der Men-
schen entlang und aktivierend. Alle Aktivitäten sind freiwillig und laden zum verantwortlichen Mittun ein. 
Stadtteilarbeit fördert ehrenamtliches und freiwilliges Engagement im Stadtteil.  
Stadtteilarbeit schafft Beteiligungsmöglichkeiten, unterstützt Partizipation und selbstorganisierte Initiativen, 
indem sie dialogische Prozesse zwischen den beteiligten Menschen und Institutionen organisiert. 

(Verband für Soziokulturelle Arbeit, 2017) 

Stadtteilzentren  

Stadtteilzentren arbeiten fach- und themenübergreifend - verfügen über fest angestelltes qualifiziertes Per-
sonal (Hauptamtlichkeit) - verfügen über einen festen Stamm an ehrenamtlich und freiwilligen Mitarbei-
ter*innen - haben eigene Räume - stellen sachliche und technische Ressourcen zur Verfügung. Sie sind al-
len Interessierten generationenübergreifend und interkulturell öffentlich zugänglich - sind nicht gewinnorien-
tiert - haben ein fachlich eigenständiges institutionelles Profil in der Öffentlichkeit - Nachbarschafts- und 
Stadtteilarbeit wird in diesen Einrichtungen als Hauptaufgabe geleistet - Stadtteilzentren übernehmen für ih-
ren Stadtteil bzw. ihre Region eine Leitfunktion als beispiel- und initialgebende Institution für andere Nach-
barschaftseinrichtungen. Stadtteilzentren führen einen institutionsübergreifenden Fachdialog miteinander zur 
kontinuierlichen Qualitätsentwicklung und -kontrolle und beständigen Weiterentwicklung der fachlichen Arbeit  

(Stadtteilzentren in Berlin; 2016; Verband für sozial-kulturelle Arbeit e.V.) 
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6.2  Gegenüberstellung STZ und QMs 
 
 
Ergebnis des Workshops der AG bezirkliche Stadtteilkoordination vom 9. Mai 2018: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

STZ 
 

QM 

- Offener in räumlicher und programmati-
scher Ausrichtung 

 
 
 
 
- Eingeschränktes Projektmanagement 

und ggf. Projektumsetzung 
 
 

- eingeschränkter in räumlicher und programmati-
scher Ausrichtung (Quartiersgrenzen, IHEK-Inhalte 
als Vorgabe) 
 

- Projektmanagement, keine Projektumsetzung 

- Größere Räumlichkeiten  
(Haus oder mehrere Räume) 
 

- Einzelnes Büro  

- Kleine Grundfinanzierung, weiteres 
Budget über Fördermittelakquise   

 
- Wenig Personalstellen 

 

- Festes, relativ umfangreiches Budget für Projek-
tumsetzung   

 
- Größeres Team (interdisziplinär) 

 
- Steuerung: Freiwillige Runden  

(zB. Strategierunden) 
- Steuerung: Verpflichtende Steuerungsrunde mit 

dem Senat 
 

- Senatsverwaltung (Integration, Arbeit und 
Soziales) gibt großen Gestaltungsspiel-
raum 
 

- Senatsverwaltung  
(Stadtentwicklung und Wohnen) 

             gibt Arbeitsstruktur und  
             Arbeitsgrundlage vor 
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Herausforderungen und Bedarfslagen (formuliert von der Stadtteilkonferenz; Stand 25.09.2018) 

Kinder und Jugendarbeit 

 Der Fachkräftemangel ist ein großes Problem 

 Es braucht Infrastruktur und Personal, um separate und getrennte (räumlich, inhaltlich und personell!) Angebote zu schaffen 
für Kinder und Jugendliche.  Hintergrund: Zusammenlegung der Bereiche Kinder + Jugend in 90er Jahren führte dazu, dass es 
in den Jugendfreizeiteinrichtungen zu wenig getrennte Angebote für Kinder und Jugendliche gibt  

 Es braucht generell mehr Angebote für unterschiedliche Bedarfsgruppen, insbesondere LSBTTIQ 

 Die getrennte Angebotsausweisung sei sofort notwendig und sollten bei neu geplanten Jugendfreizeiteinrichtungen mitgedacht werden 

 Es bedarf mehr aufsuchender Jugendsozialarbeit 

 Es gibt keine Ressourcen und Kapazitäten, um auf spontane Bedarfe zu reagieren (z.B. unbetreute Kinder im öffentlichen 
Raum oder um Bedarfsanalysen durchzuführen—Bedarf nach flexibleren Fördertöpfen 

 Man solle reale Bedarfe erkennen und nicht nur auf die Einwohnerzahl schauen (Kinder und Jugendgangs in der Altstadt/ am 
Rathaus/ in den Arcarden allerdings nicht in der Neustadt; viele kämen gar nicht aus Spandau!) 

 Die Veränderung der psychosozialen Lage ist problematisch (Alkoholmissbrauch bei Jugendlichen, familiäre Probleme und 
Perspektivlosigkeit). Zudem seien Ghettoisierungstendenzen zu erkennen. 

 
Kitas und Schulen 

 Fehlende Plätze und sehr beengte Verhältnisse an den Schulen sind problematisch. Zudem ist der Fachkräftemangel ein gro-
ßes Problem. 

 An Schulen ist die Elternarbeit erschwert. Eltern und Familien würden oft nicht mehr erreicht. 

 

Übersicht 

Notizen 

Ausschnitt SIKo Bestandskarte 
Stand: Dezember 2017 

Spandau Mitte 



Stadträumliche Struktur Die Bezirksregion (BZR) Herstraße Nord besteht aus vier Planungsräumen (PLR). Der Pla-
nungsraum (PLR) Döberitzer Weg (21) definiert sich durch Geschosswohnungsbau der 
1990er Jahre und freistehende Einfamilienhäuser sowie durch ausgedehnte Freiflächen. Der 
PLR Pillnitzer Weg (22) besteht hauptsächlich aus Großsiedlungsstrukturen, Geschosswoh-
nungsbau und ausgedehnten Freiflächen (Fort Hahneberg und der Hahneberg). Im PLR 
Maulbeerallee (23) finden sich vor allem Großsiedlungsstrukturen und Eigenheimbebauun-
gen. Der PLR Weinmeisterhornweg (24) umfasst hauptsächlich Zeilenbebauungen und Ei-
genheime sowie ausgedehnte Freiflächen (ehemalige Rieselfelder).  

Öffentlicher Raum Die BZR grenzt im Südosten an die landschaftlich geprägten Rieselfelder und im Südwesten 
an die Döberitzer Heide an. Der ost-westlich verlaufende Grünzug Bullengraben versorgt die 
BZR am nördlichen Rand mit Erholungsflächen. Weitere wichtige Grünflächen zur Versor-
gung der Bevölkerung sind die Egelpfuhlwiesen und die Grünanlage am Hahneberg, bei der 
letztere unter Naturschutz steht. Im Nördlichen Teil bestehen Lücken im Grünflächennetz.  

Mobilität Das Straßenverkehrsnetz ist geprägt durch die in Ost-West-Richtung verlaufende Heerstra-
ße zwischen Berlin und den angrenzenden Gemeinden im Land Brandenburg, die zudem 
eine direkte Verbindung in die Berliner Innenstadt darstellt.  
Das ÖPNV-Netz ist vorrangig ausgerichtet auf Busanbindungen an den Fern-/Regional-/S- 
und U-Bahnhof (Rathaus) Spandau und ergänzende Querverbindungen. Zudem bestehen 
direkte Verbindungen in die City West und nach Potsdam. 

Gebietsgröße 736 ha (RBS-Fläche) 

Zahl der Einwohnenden* 29.671 (am 30.06.2018) 

Abgrenzung Norden: BZR Brunsbütteler Damm 

 Süden: BZR Gatow/Kladow und Grenze zu Brandenburg 

 Westen: Gemeinde Falkensee und Grenze zu Brandenburg 

 Osten: BZR Wilhelmstadt 

Gebietsbeschreibung 

Kernindikator (KID)                                  Stand: 2017 Quelle: AfS** 
Absoluter Wert 

(m²) 
Indikatorwert 
Heerstr. Nord 

Spandau Berlin 

A4 - Relation der Fläche der öffentlichen Grünanlagen zu den Einwohnenden  908.554 31,3 25,9 16,4 

A5 - Relation der Fläche der öffentlichen Spielplätze zu den Einwohnenden  15.941 0,5 0,6 0,6 

Digitale farbige Orthophotos 2017 (FIS-Broker)  Ausschnitt ÜK50 (FIS-Broker) 

* In diesem Profil wird der Begriff Einwohnende synonym für Einwohner_innen verwendet.  ** AfS = Amt für Statistik Berlin-Brandenburg 

Planungsräume 05020521 Döberitzer Weg 05020523 Maulbeerallee 

 05020522 Pillnitzer Weg 05020524 Weinmeisterhornweg 

     

23 

24 

22 

21 

23 

24 

22 

21 

Bezirksregionenprofile | Kurzfassung   

Heerstraße Nord (050205) 

Abt. Bauen, Planen und Gesundheit | 
Stadtentwicklungsamt  

Kontakt: Karsten Kruse (Bau 2 Stapl A8) | (030) 90279-2191 |  
Karsten.Kruse@ba-spandau.berlin.de 



Altersstruktur in % Anteil von Personen mit  
Migrationshintergrund* (MH) in % 

Die BZR Heerstraße Nord weist im Bezug auf die Vorjahre ein 
leicht überdurchschnittliches Wachstum der Zahl der Einwoh-
nenden auf. In absoluten Zahlen ist die Zahl der Einwohnenden 
in fünf Jahren um ca. 2.400 Personen angestiegen. 
 
Innerhalb der BZR gibt es allerdings  starke Schwankungen. In 
den letzten fünf Jahren war ein starker überdurchschnittlicher 
Einwohnerzuwachs in den PLR Döberitzer Weg (21) und Pillnit-
zer Weg (22) zu beobachten. Im PLR Maulbeerallee (23) ent-
sprach das Wachstum dem Spandauer Durchschnitt. 
 
Einzig im PLR Weinmeisterhornweg (24) blieb die Einwohner-
zahl in den letzten 5 Jahren annähernd konstant.  

Die BZR Heerstraße Nord weist einen durchschnittlichen Anteil 
an Einwohnenden mit mindestens 5 Jahren Wohndauer gegen-
über dem Bezirk auf. Der Anteilswert ist im Vergleich zu den 
Vorjahren nahezu stabil geblieben. In den BZR lassen sich deut-
liche Unterschiede erkennen. Auffällig ist der hohe Anteilswert 
(73%) im PLR Weinmeisterhornweg (24). 
 

Entwicklung der Zahl der Einwohnenden Anteil der Einwohnenden mit mindestens 5 Jahren  
Wohndauer an derselben Adresse in % 

 Stand 2016 
Veränderung 
zu 2015 in % 

Veränderung 
zu 2011 in % 

05020521 3.095 1,4 17,0 

05020522 7.364 1,8 15,2 

05020523 12.413 7,5 8,6 

05020524 6.134 -0,1 0,5 

Heerstraße N. 29.006 3,7 9,2 

Spandau 239.942 2,3 8,7 

Berlin 3.670.662 1,7 7,1 

Stand: 31.12.2016 
Quelle: abgestimmter Datenpool, AfS 

* Der Anteil von Personen mit Migrationshintergrund (MH) wird durch die Anteile der Deutschen ohne Migrationshintergrund (D.o.MH.), der 
Deutschen mit Migrationshintergrund (D.m.MH.) und der Ausländer_innen (Ausl.) dargestellt.  

Demografische Struktur 

In der BZR Heerstraße Nord liegt der Anteil der Personen mit 
Migrationshintergrund deutlich (+4,1%p) über dem bezirklichen 
Vergleichswert. Der Ausländeranteil liegt mit 20,2% ebenfalls  
(+2,2%p) über dem Spandauer und Berliner Durschnitt. In den 
letzten 5 Jahren hat sich zudem der Ausländeranteil verdoppelt. 
 
Die PLR Pillnitzer Weg (22) und Maulbeerallee (23) weisen ext-
rem hohe Werte an Ausländern auf, die in den letzten Jahren 
auch sehr stark angestiegen sind. 
In den PLR Döberitzer Weg (21) und Weinmeisterhornweg (24) 
sind die Ausländeranteile sehr gering, die Anteile Deutscher 
ohne Migrationshintergrund dementsprechend überdurch-
schnittlich. 
 

Im Vergleich zum Bezirk weist die BZR Heerstraße Nord  einen 
etwas höheren Anteil (+2,9%p) an über 65-Jährigen auf. Der 
Altersdurchschnitt liegt in der BZR bei 42,1 Jahren und somit 1,6 
Jahre unter dem bezirklichen Vergleichswert (43,7). Die PLR 
weisen heterogene Altersstrukturen auf.  
Der PLR  Weinmeisterhornweg (24) zeichnet sich durch extrem 
hohe Anteile (mehr als ein Drittel aller Einwohnenden) an über 
65-Jährigen aus, sowie sehr geringe Anteile (11,4%) an unter  
18-Jährigen. 
Die drei anderen PLR haben überdurchschnittliche Anteile an 
unter 18-Jährigen. Der PLR Maulbeerallee (23) hat im Vergleich 
die größten Anteile an unter 18-Jährigen (24,9%). 
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Soziale Situation 

Im Monitoring Soziale Stadtentwicklung (MSS) 2017 wiesen die 
Planungsräume der BZR Heerstraße Nord die Status-Indexe 
hoch (1x), mittel(1x) und sehr niedrig (2x) auf. Im Bezug auf das 
MSS 2015 treten negative Dynamiken im PLR Weinmeisterhorn-
weg (24) (von stabil auf negativ) auf.  
 
Es sind zwei PLR mit besonderem Aufmerksamkeitsbedarf in der 
BZR vorhanden; der PLR Pillnitzer Weg (22) und der PLR Maul-
beeralle (23). Im Vergleich zum MSS 2015 hat sich im PLR Pill-
nitzer Weg (22) die Dynamik von negativ hin zu stabil geändert. 
Beide PLR sind QM-Heerstraße Nord verortet. 

In der BZR Heerstraße Nord liegt der Anteil von Personen in Bedarfsgemeinschaften nach dem SGB II an den Einwohnenden unter 65 
Jahren deutlich (+13,5%p) über dem bezirklichen Vergleichswert. Im PLR  Döberitzer Weg (21) ist der Anteil mit 6,5% extrem gering 
und liegt 18,6%p unter dem bezirklichen Vergleichswert. Auch im PLR Weinmeisterhornweg (24) ist der Anteil mit 11 % ebenfalls ge-
ring. 
In den PLR Pillnitzer Weg (22) und Maulbeerallee (23) sind die Werte extrem hoch. Jeweils ca. die Hälfte der Einwohnenden unter 65 
Jahren ist Teil einer Bedarfsgemeinschaft nach SGB II. Die beiden PLR weisen die höchsten Werte aller PLR in ganz Spandau auf. Hinzu 
kommen starke Zuwächse im Vergleich zum Jahr 2014!  

Aufmerksamkeit geboten !!! Stand: KID 2017 
Quelle: AfS 

Kernindikatoren Heerstraße Nord (Aufmerksamkeitsstufen als Vergleichsreferenzen zu Spandau u. Berlin) Spandau Berlin 

A5 - Öffentliche Spielplätze - Relation der Fläche (m²/Einwohnende) 2 2 

A6 - Anteil der betreuten Kinder in öffentlich geförderter Kindertagesbetreuung an Kindern unter 7 Jahren (%) ⵁ 3 

A7 - Relation Plätze in Jugendfreizeiteinrichtungen zu Einwohnende im Alter 6 bis unter 25 Jahren 3 3 

B1 - Anteil unter 18-Jähriger an allen Einwohnern (%) 3 3 

T3 - Anteil der Personen mit Migrationshintergrund an allen Einwohnern (%) 2 2 

C3 - Wanderungssaldo Einwohner unter 6 Jahren (je 100 Einwohner unter 6 Jahren) 3 3 

D2 - Anteil Arbeitslose nach SGB II und SGB III an Einwohnern im Alter 15 bis unter 65 Jahre (%) 3 3 

D4 - Anteil aller Personen in Bedarfsgemeinschaften nach SGB II an den Einwohnern unter 65 Jahre (%) 3 3 

E1 - Anteil Kinder mit Sprachdefiziten an Einschüler/-innen (%)  3 3 

E2 - Anteil Kinder mit motorischen Defiziten (Visuomotorik) an Einschüler/-innen (%) 3 3 

E3 - Anteil Kinder mit Übergewicht an Einschüler/-innen (%) 3 3 

E5 - Anteil Schüler/-innen nicht deutscher Herkunftssprache an den Schüler/-innen in den öffentlichen Grund  
        schulen in der BZR (%) 

2 2 

T6 - Anteil der minderjährigen unverheirateten Kinder in alleinerziehenden Bedarfsgemeinschaften nach  
        SGB II an den Einwohnern unter 18 Jahren (%) 

3 3 

ⵁ Durchschnitt ➁2 Aufmerksamkeit empfohlen 3 hohe Aufmerksamkeit empfohlen 

Gesamtindex Soziale Ungleichheit  Monitoring Soziale Stadtentwicklung 2017 
 

D4 - Anteil aller Personen in Bedarfsgemeinschaften nach SGB II (Sozialgesetzbuch)  
an den Einwohnenden im Alter unter 65 Jahren (%) 

Stand: 31.12.2016 
Quelle: AfS 

  absoluter Wert  Prozentwert (%) 
Veränderung zu 2015  Veränderung zu 2014 

abs. in %p abs. in %p 

05020521 170 6,5 -10 -0,4 -14 -0,5 
05020522 2.684 45,1 42 -0,4 190 0,6 
05020523 5.539 54,3 421 -0,3 435 -1,2 
05020524 443 11,1 -22 -0,4 48 1,3 
Heerstraße N. 8.836 38,6 431 0,3 659 -0,5 
Spandau  47.037 25,1         

Berlin  560.897 18,9         

MSS 2017 
SenSW 

23 

24 

22 

21 

Eine Entwicklung, mit positiver Veränderung des absoluten Wertes bei gleichzeitiger negativer Verände-
rung der %-Werte, kann bei allen Indikatoren, die auf Relationen beruhen, vorkommen. Ein Indikator 
kann beispielsweise einen negativen t-1 % Wert haben, auch wenn der absolute Wert im Vergleich zum 
Vorjahr vergrößert wurde, aber die Einwohnzahl im gleichen Zeitraum in stärkerem Maße gestiegen ist. 

Heerstraße Nord 
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Herausforderungen und Bedarfslagen (formuliert von der Stadtteilkonferenz; Stand 28.11.2018) 

Rahmenbedingungen und Herausforderungen 

 Wachsende Bevölkerung, zunehmende Abhängigkeit von Transferleistungen und die Integration neuer Bevölkerungsgruppen v. a. in 
der Großsiedlung Heerstraße Nord stellen an das Gemeinwesen, die Nachbarschaft und die soziale Infrastruktur besondere Anforde-
rungen. Es kommt vermehrt zu abwertenden Äußerungen gegenüber Menschen anderer Herkunftsländer. Nachbarschaftskonflikte 
nehmen zu. 

 In der Großsiedlung besteht eine Konzentration von Armut, daher auch eine besonders hohe Ausprägung der Entwicklungsrisiken 
Kinderarmut, Jugendarbeitslosigkeit und Altersarmut. Im Zuge von Mieterhöhungen besteht die Gefahr von Verdrängung. 

 Im Bereich der Familienhilfe (Hilfen zur Erziehung) weist Heerstraße Nord hohe Fallzahlen bei ambulanten und stationären Hilfen auf. 
Meldungen zu Kinderschutz und häuslicher Gewalt allgemein sind hoch, das Anzeigeverhalten hat zugenommen. 

 Die Anzahl der Kitaplätze ist besonders vor dem Hintergrund eines hohen Anteils Alleinerziehender, des niedrigen sozioökonomischen 
Status vieler Eltern, daraus resultierender Bildungsbenachteiligung und gesundheitlicher Risiken nicht ausreichend. 

 Es fehlen personelle Ressourcen in den Bereichen Kita, Schule, Jugendarbeit, Pflege. 

 Krankenstand und Fluktuation sind aufgrund schwieriger Arbeitsbedingungen hoch. Dies verschärft die Situation in den Einrichtun-
gen. 

 Die Kriminalität im öffentlichen Raum ist nicht auffällig, das subjektive Sicherheitsgefühl v. a. älterer Menschen ist jedoch häufig 
gering. Vermüllung wird beklagt. 

 Es besteht insgesamt ein Mangel von Teilnahme am gesellschaftlichen Leben (z. T. Besuch von Veranstaltungen, Wahlbeteiligung), 
aber es fehlen auch weitere Veranstaltungsräume. 

 Nicht nur im Zusammenhang mit den Herausforderungen durch den Zuzug, hat die Zahl der Vernetzungsrunden und die Intensität 
der Netzwerkarbeit stark zugenommen. Es besteht engagierte Stadtteil- und Gemeinwesenarbeit; Quartiersmanagement ist vorhan-
den, dies ist sehr hilfreich. Gleichzeitig ist nach wie vor große Hilfsbereitschaft untereinander zu finden und es gibt viele positive Bei-
spiele für Zusammenhalt. 
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Herausforderungen und Bedarfslagen (formuliert von der Stadtteilkonferenz; Stand 28.11.2018 

Forderungen 

 Wesentlicher Handlungsbedarf im Bereich Bildung, Ausbildung, Jugend in der Entwicklung und Umsetzung einer (lokalen) Bildungs-
strategie für mehr Bildungsgerechtigkeit, die Bildungserfolge unabhängig von sozialer Herkunft ermöglicht. 

 Zusätzliche Zeitkontingente für Vernetzung, Kooperation und Weiterbildung in 

 Dienstplänen. 

 Gezielter personeller Einsatz, besondere Kompetenzen und die dafür benötigte Finanzierung in Gebieten mit erhöhten Integrationsan-
forderungen 

 Erhöhung Kita-Plätze, zusätzliche sozialpädagogische Unterstützung für Elternarbeit (Kita Sozialarbeit), sowie Verstetigung zum 
Beispiel durch ein Programm Kita-Bonusmittel 

 Maßnahmen, um den Bedarf an kompetentem pädagogischem Fachpersonal zu decken (vorhandene Kitaplätze können aus Personal-
mangel teilweise nicht besetzt werden). 

 Höhere gesellschaftliche Wertschätzung und entsprechende Bezahlung wichtiger sozialer Berufe 

 Sicherung und Ausbau der Finanzierung der Kinder- und Jugendeinrichtungen 

 Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäftigungsfähigkeit und der Integrationschancen von benachteiligten Personengruppen sind 
erforderlich. 

 Erhöhung des subjektiven Sicherheitsgefühl u.a. durch zusätzliche städtebauliche Kriminalprävention. 

 Teilhabe an gesellschaftlichen Leben benötigt zusätzliche Orte, Anlässe und gesicherte Finanzierungen. 
 

 









 

Herausforderungen und Bedarfslagen (formuliert von der Stadtteilkonferenz; Stand 14.11.2018) 

 Die Vernetzung im Stadtteil könnte besser organisiert sein (das Spektrum der Teilnehmer könnte breiter sein). 

 Der Fachkräftemangel bei den Erzieher*innen, Hebammen und im Sozialpädagogischen Dienst wird bemängelt. 

 Es gibt nicht genügend bezahlbaren Wohnraum. 

 Es gibt zu wenig Kitaplätze sowie zu wenig Kinderärzte. 

 Mediales Mobbing an Schulen nimmt zu. 

 Die Bezirksregion ist schlecht mit Jugendfreizeiteinrichtungen versorgt. Die einzige Jugendfreizeiteinrichtung befindet sich in 
einem Provisorium in Containerbauweise. Nötig wäre zudem eine zweite Jugendfreizeiteinrichtung. 
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Teil A  
 

1. Ausgangslage - das Projekt:  

 

NETZWERK Stadtteilarbeit Spandau – gemeinsam für ein nachbarschaftliches Spandau 

 
„Spandau verfügt über eine vielfältige Landschaft von Stadtteileinrichtungen mit 

Angeboten für unterschiedliche Zielgruppen. Das Angebot wurde in den vergangenen Jahren 

kontinuierlich ausgebaut und erweitert. Die Erweiterung resultierte jedoch nicht im Aufbau 

eines Netzwerks, sondern orientierte sich an den jeweils fachlichen Zuständigkeiten. Darum 

organisieren die einzelnen Fachabteilungen und Stadtteilarbeitseinrichtungen die Betreuung 

„ihrer Zielgruppen“ (Familien, Senioren, Jugendliche, Suchtkranke, etc.) bzw. die 

Angebotsbereitstellung meistens unabhängig voneinander. 

Spandau verzeichnet einen hohen Anteil von Bewohner*innen mit eingeschränkten 

Teilhabechancen (durch Armut, geringe Bildung, Migrationshintergrund). Um diese zu 

erreichen, bedarf es eines gesamtstrategischen Vorgehens bzw. einer Netzwerkstrategie. 

Dadurch sollen:  

- Ressourcen gebündelt 

- Synergien besser genutzt 

- und Lücken im Angebot geschlossen werden  

Notwendig wird eine verbesserte Vernetzung von lokalen Stadtteilakteuren mit 

überregionalen Akteuren/Angeboten sein. 

Das Projekt soll für eine transparente Koordination und Vernetzung der Angebote sorgen.   

Die lokalen Akteure in Spandau sollen für die Notwendigkeit von gesamtstrategischen 

Überlegungen sensibilisiert und aktiviert werden. Eine enge Beteiligung des SozGesPK an der 

Umsetzung soll die Nachhaltigkeit der Maßnahme gewährleisten.“ 

(aus dem Angebot von 2016) 

 

2. Ziele der Evaluation 

Die Evaluation des Projektes sollte feststellen, ob die im Angebot aufgezeigten Ziele erreicht 

wurden. Zudem sollte es die Evaluation ermöglichen, die Projektakteure und/oder neue am 

Prozess zu beteiligenden Personen schnell in den Prozess mit einzubeziehen. Der 

Evaluationsbericht sollte allen Akteuren einen schnellen Überblick über die Aktivitäten 

bieten und eine Urteilsbildung dazu ermöglichen.  

 

 Transparenz gegenüber dem Auftraggeber für die Gesellschaft INPOLIS Urbanism, bei 

neutraler Begutachtung der Arbeiten durch Dritte 
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 Qualitätssicherung und -entwicklung der Arbeit von INPOLIS Urbanism in einem 

Projekt mit innovativem Charakter 

 Weitergabe von Informationen (bspw. an eine spätere Funktionsstelle im Bezirk) 

 

2.1. Standards und Erfolgsfaktoren der Evaluation 

Folgende Standards der Evaluation waren den Beteiligten bekannt und wurden möglichst 

eingehalten: 

 
 • Nützlichkeit 

• Durchführbarkeit 

• Fairness 

 • Genauigkeit 

 
Folgende Erfolgsfaktoren waren vereinbart, bekannt und wurden berücksichtigt: 

 Ziele und Zwecke der Evaluation sind geklärt (Ebene der Projektleitung und 

Auftraggeber) 

 „Weniger ist mehr“ – das Projekt verfolgt die Arbeit in kleinen nachhaltigen Schritten, 

welche „bottom-up“ entwickelt werden, anstatt am Ende der Projektlaufzeit die 

große „top-down“ Lösung zu präsentieren 

 Evaluationsinstrumente werden maßgeschneidert an die verfügbaren Informationen 

angepasst 

 

2.2. Evaluationsdesign 

Das Design wurde formativ wie summativ angelegt. Während ein Großteil der Erhebung und 

Bewertung durch die Projektpartner selbst erfolgte (formativ – prozessbegleitende 

Bewertung), wurde durch einen externen Partner - die EuropaBeratung Berlin - in 

regelmäßigen Abständen eine Befragung durchgeführt und ein abschließender 

Evaluationsbericht geleistet (summativ – nachträgliche Bewertung). 

 

2.3. Evaluationsdimensionen 

Die Evaluation stellte die Prozesse der Arbeit im Projekt in den Mittelpunkt der Betrachtung. 

Anhand der Begleitung dieser Prozesse wurde die Arbeit dokumentiert und evaluiert (Soll-

Ist-Vergleich). Die Dokumentation erfolgte in mit dem Auftraggeber festgelegten 

Zwischenschritten - in der Regel halbjährlich. 

Aufgrund des innovativen Charakters des Projektes wurden die Kriterien überwiegend 

zur Beschreibung (Dokumentation) und nur in wenigen Fällen zur Bewertung (Soll-Ist-

Vergleich) herangezogen.  

Die Evaluation musste jederzeit bei notwendigen Änderungen der Arbeitsprozesse im 

Projekt flexibel anpassbar sein.  
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Teil B  
 

1. Die Evaluationsschritte 

In der Projektlaufzeit wurden regelmäßige Evaluations-Gespräche mit der Projektleitung zum 

Verlauf des Projektes geführt. Die Termine waren folgende: 

 

 Dezember 2016 

 Mai 2017 

 November 2017 

 April 2018 

 November 2018 
 
Mit dem Projektstart im Herbst 2016 waren in einem kontinuierlichen Entwicklungsprozess 

Verabredungen zu Evaluationsdesign und Entwicklung des Fragenkataloges getroffen 

worden. 

 

2. Die Evaluationsergebnisse 

 

2.1. Evaluation der Umsetzung der Ziele  

Im Einzelnen wurden mit der Projektleitung von INPOLIS Urbanism, die im Rahmen der 

Zielformulierung entwickelten Instrumente und Aktivitäten, regelmäßig betrachtet und 

reflektiert. 

In der Projektlaufzeit von 01.08.2016– 31.12.2018 waren dies die folgenden Ziele, die im 

Verlauf des Projektes eine unterschiedliche Gewichtung und Bewertung für den 

Projekterfolg erhielten: 

 

Zielformulierung zu Projektbeginn 
 
1. Sensibilisierung und Aktivierung für ein gesamtstrategisches Vorgehen  

2. Bedarfsgerechte Planung von Angeboten  

3. Sich selbst tragendes kooperatives Stadtteilarbeitsmodell 

 

Ziel 1: Sensibilisierung und Aktivierung  

 
Erfassung der Treffen und Beurteilung der Kommunikation innerhalb der einzelnen Foren.  

Zusammenstellende Betrachtung von Sensibilisierungsaktivitäten, bspw. Claim, Logo, 

Vermittlung des Themas …. 
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Wir fragten: 
 
Netzwerktreffen und Besprechungen:  
 
1. Wie oft finden Treffen statt? 
2. Welche verschiedenen Treffen gibt es? 
3. Wie viele Personen nehmen teil bzw. fehlen? 
4. Wie oft fallen Treffen aus oder müssen verschoben werden? 
5. Wie werden Treffen protokolliert? 
6. Werden Protokolle zeitnah versandt? 
7. Findet ein abgestimmter Prozess zur Erstellung der Tagesordnungen statt? 
 
 
Struktur der Arbeitstreffen: 

 Netzwerktreffen: 3-mal jährlich in 4 Bezirksregionen  

 Einbindung von 30 Akteuren insgesamt  

 Steuerungsrunde: Vertreter der Fachämter (Leitungsebene), 3-mal jährlich, jeweils 
vor Vernetzungstreffen  

 Expertenrunde: zur Erarbeitung eines bezirklichen Rahmenkonzeptes, circa 3-mal 
jährlich 

 Besprechung mit Auftraggebern: (beinahe) wöchentlich 
 

Alle Treffen wurden protokolliert und waren angemessen und kontinuierlich besetzt. Das 

Arbeitsmodell war jederzeit flexibel genug, um Frequenzen von Treffen entweder zu steigern 

oder aber auszusetzen, wenn das Projekt es verlangte. So wurden bspw. im zweiten 

Projektjahr die meisten Abstimmungsrunden umgesetzt und im dritten Projektjahr 

verlagerte sich die Arbeit erneut auf die Expert*innenebene zur Erarbeitung des 

Rahmenkonzepts und zur Ergebnissicherung. 

Alle Inhalte wurden während der Projektlaufzeit in einem transparenten und partizipativen 

Prozess umgesetzt und erarbeitet. 

 
 
Öffentlichkeitsarbeit: 
 
1. Hat das Projekt einen Titel, ein Logo, eine 

Website oder ähnliches? 
2. Wie werden diese ÖA-Werkzeuge eingesetzt? 
 
Das Logo des Projektes wurde frühzeitig entwickelt 

und verbreitet und als Wiedererkennungssymbol 

etabliert. Informationen zum Projekt wurden auf 

einer eigenen Website wiedergegeben. 

http://nespa.de/ 

http://nespa.de/
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Berichterstattung / Vernetzungsgrad:  
 
1. Ist das Projekt im Bezirk bekannt? 
2. Wird INPOLIS Urbanism wahrgenommen und bspw. aktiv angesprochen? 
 
Das Projekt hat im Bezirk eine hohe Priorität und die Projektleitung wird mittlerweile in alle 

relevanten Abstimmungen zum Thema mit einbezogen. Es war den Projektleitungen 

möglich, durch die abgestimmten Schritte der Sensibilisierung und Aktivierung bereits nach 

Ende des ersten Projektjahres eine hohe Reichweite im Bezirk zu erreichen (vgl. 

Arbeitssitzungen und Protokolle der Arbeitssitzungen). 

 

Ziel 2: Bedarfsgerechte Planung von Angeboten  

INPOLIS Urbanism hat bereits zu Beginn des Projektes damit begonnen, eine Datenbank mit 

Kriterien und Informationen zu Angeboten zu befüllen. Hier können je nach Fragestellung 

Informationen anhand von bestimmten Suchfragen abgerufen werden.  

 
Wir fragten: 
 
Datenbank: 
1. Anzahl - wie entwickelt sich die Zahl der Einträge? 
2. Wie wird die Datenbank eingesetzt?  
3. Wird sichergestellt, dass die Erkenntnisse, die durch Abfragen gewonnen werden, auch   
genutzt werden? 
 
Die Datenbank wurde in der Projektlaufzeit dazu genutzt, Angebote der Stadtteilarbeit 

zusammenzufassen. Sie ist gespeist aus Broschüren, Visitenkarten, offiziellen Dokumenten. 

Die Datenbank ist geordnet nach bzw. filterbar nach: Altersgruppen, Zielgruppen, 

Bezirksregion, Handlungsfeldern. Zusätzliche Angaben u. A. zu Ansprechpartner, Größe des 

Angebots, Finanzierungsquellen wurden je nach Bedarf und Verfügbarkeit hinzugefügt. Die 

Datenbank hat sich im Projekt zu einem selbstverständlichen Analysetool entwickelt und 

wird bei der Umsetzung des Rahmenkonzeptes weiterhin eine hohe Bedeutung haben. 

Bislang ist der Zugang zur Datenbank noch den Projektleitungen von INPOLIS Urbanism 

vorbehalten. 

 

Ziel 3: Sich selbst tragendes kooperatives Stadtteilarbeitsmodell 

Nach dem ersten Projektjahr sollte mittels Fragebögen die Befragung der Teilnehmenden 

umgesetzt werden. Ziel war es, herauszufinden, ob die durchgeführten Aktivitäten 

letztendlich dazu beitragen können, ein sich selbst tragendes kooperatives Arbeiten zu 

ermöglichen. Durch die Zieländerung hin zur Erarbeitung eines bezirkliches Rahmenkonzept 

Stadtteilarbeit Spandau (vgl. Nachsteuerung zu Ziel 3) wurde von der Befragung durch 
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Fragebögen Abstand genommen. Es wurde als sinnvoller erachtet anstelle von Fragebögen 

die Erarbeitung des Rahmenkonzepts durch den Partizipationsgrad zu evaluieren.   

Im Projektverlauf ergaben sich somit Veränderungen der Ziele. 

 

2.2 Evaluation der Zielsetzung insgesamt  

 

Revidierte Zielformulierung 
 
1. Sensibilisierung und Aktivierung für ein gesamtstrategisches Vorgehen  

2. Bedarfsgerechte Planung von Angeboten wird zu Erfassung, Vernetzung und 

Erarbeitung von Strukturen für eine bedarfsgerechte Planung von Angeboten 

3. Sich selbst tragendes kooperatives Stadtteilarbeitsmodell wird zu Erarbeitung eines 
bezirkliches Rahmenkonzept Stadtteilarbeit Spandau in einem Expertenkreis 

 

Zu 1.: Das Ziel 1 - Sensibilisierung und Aktivierung wurde insgesamt während der 
Projetlaufzeit kontinuierlich bearbeitet. Im Projektverlauf gerieten neue Zielgruppen in den 
Focus, Bedarfe wurden neu erkannt und formuliert (vgl. Ziel 2 und Ziel 3). Durch die 
Umsteuerung insbesondere in Ziel 3 wurden auch die Aktivitäten und Vernetzungsmethoden 
neu angepasst. Dies hatte Auswirkungen auf die Struktur und Frequenz von Besprechungen 
aber auch auf die Ansprache von Zielgruppen. Die Aktivitäten wirkten im Projektverlauf 
weitaus mehr nach innen als in die breite Öffentlichkeit. Insofern wird es in den Folgejahren 
relevant werden, wie und mittels welcher Informationen die Sensibilisierung und Aktivierung 
welcher Zielgruppen auch in der Breite erfolgt.  
 
Zu 2.: Zur bedarfsgerechten Planung von Angeboten mussten zuerst die Bedarfe formuliert, 
erfasst und eruiert werden. Dazu wurden Bedarfe aus Dokumenten herausgelesen und nach 
Bezirksregion, Zielgruppe und Handlungsfeldern kategorisiert (Dokumentenanalyse).  
Zusätzlich wurden Fragebögen an die Teilnehmer der Netzwerktreffen ausgeteilt.  

 

Inhalt:  

 Was sind die größten Bedarfe einer Bezirksregion?  

 Welche Angebote gibt es?  

 Welche Angebote werden noch benötigt?   
 
Die Bedarfslage wurde in den darauffolgenden Vernetzungstreffen auf Grundlage der 

Fragebögen, der Dokumentenanalyse und der statistischen Daten zu den 

Bevölkerungsstrukturen eruiert.  

Erst nach der Erfassung der Bedarfslage sollten 2018 die Angebote geplant werden. Hier 

wurde als Ziel formuliert, dass diese Angebote dann in den (teilweise neu etablierten) 

Stadtteilzentren umgesetzt werden können.  



 
 
 

Seite 9 von 10 

 

Die Angebotserfassung und -entwicklung wurde mit Hilfe einer Angebotsdatenbank 

abgestimmt und erfasst.  Neue Angebote sowie die Bündelung dieser neuen Angebote in 

den Stadtteilzentren konnte nicht in der Projektlaufzeit umgesetzt werden - (Umsteuerung 

in der Projektlaufzeit vgl. Ziel 3). 

 

Zu 3: Dieses Ziel wurde zum Projektstart aufgeführt. Es wurde aber im Verlauf des ersten 

Jahres schnell deutlich, dass dieses Ziel nicht realisierbar ist. Aufgrund des sich 

abzeichnenden Bedarfes an einer detaillierteren Erläuterung für ein Modell zur 

Stadtteilarbeit in Spandau wurde Ziel 3 neu formuliert: Erarbeitung eines bezirkliches 

Rahmenkonzept Stadtteilarbeit Spandau in einem Expertenkreis. 

Dieses Ziel wurde umgesetzt. Das abgestimmte Rahmenkonzept liegt den 

Fachverantwortlichen vor und kann mit den entsprechenden Rahmenbedingungen in den 

nächsten Jahren umgesetzt werden 

 

Insofern ergeben sich in der Projektlaufzeit Veränderungen der Ziele. Diese Veränderungen 

zeichnen sich nach den ersten 12-16 Monaten der Projektlaufzeit ab. 
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Anhang: 
 

FRAGENKATALOG zur Evaluation  
 

„NETZWERK Stadtteilarbeit Spandau – Gemeinsam für ein 
Nachbarschaftliches Spandau“ 

 

Ziel1: Sensibilisierung und Aktivierung  
 
Netzwerktreffen und Besprechungen:  
 

1. Wie oft finden Treffen statt 
2. Welche verschiedenen Treffen gibt es? 
3. Wie viele Personen nehmen teil bzw. fehlen (ggf. unentschuldigt) | Wer ist eingeladen 

bzw. erscheint?  
4. Wie oft fallen Treffen aus oder müssen verschoben werden.  
5. Wie werden Treffen protokolliert? 
6. Werden Protokolle sie zeitnah versandt. 
7. Findet ein abgestimmter Prozess zur Erstellung der Tagesordnungen statt? 
8. Welche Funktion/Rolle haben die teilnehmenden Personen (Träger. Amt, Bezirk, 

Senat etc.)? 
 
Öffentlichkeitsarbeit/ Berichterstattung / Vernetzen:  
 

1. Hat das Projekt ein Logo / Titel / Website oder anderes? 
2. Wie werden sie eingesetzt? 
3. Ist das Logo auf allen Dokumenten, die im Projekt in Umlauf gebracht werden? 
4. Ist das Projekt im Bezirk bekannt? 
5. Wird INPOLIS wahrgenommen und bspw. aktiv angesprochen? 
6. Werden die Erkenntnisse die Berichtet werden heute schon im Bezirk weiter genutzt 

und fließen sie in Planungen heute schon ein. 
 

Ziel 2: Bedarfsgerechte Planung von Angeboten  
 

Datenbank: 
1. Anzahl - wie entwickelt sich die Zahl der Einträge? Kommen neue hinzu, wird mehr 

erfasst als gedacht? Wird zu wenig erfasst? Gibt es neue Kriterien zu Beschreibung 
der Datenbankeiträge (bspw. neue Rubriken)?  

2. Wie wird die Datenbank eingesetzt? Wer nutzt sie heute?  
3. Soll die Datenbank als Tool etabliert werden und wenn ja, wer soll sie nutzen? 
4. Wird sichergestellt, dass die Erkenntnisse, die durch Abfragen gewonnen werden, 

auch genutzt werden. Falls ja, wie wird dies sichergestellt? 
 
 

Ziel 3 
 

1. Liegt ein Konzept vor? 
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